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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers 
und des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter Welche Gründe waren dafür maßgeblich, vor 

Jungmann Abschluß des Gutachtens durch den Bundes- 

(SPD) rechnungshof zur Organisation des Bundespres- 

seamtes eine Umorganisation vorzunehmen? 

Antwort des Staatssekretärs Ost 
vom 7. Juli 1988 

Eine Umorganisation in größerem Umfang ist nicht vorgenommen wor- 
den. Es handelte sich lediglich um einige notwendige organisatorische 
Veränderungen in der Abteilung IV (Ausländsabteilung) des Presse- und 
Informationsamtes der Bundesregierung. Dabei stand im Vordergrund, in 
den jeweiligen Unterabteilungen (IV A und IV B) jene Referate zusam- 
menzufassen, die auf Grund ihres politischen Zusammenhangs und ihrer 
Aufgabenstellung zusammengehören, dies besonders vor dem Hinter- 
grund der jüngsten politischen Entwicklungen und Bestrebungen im 
Prozeß der Europäischen Einigung. 

Besondere Bedeutung hatten in diesem Zusammenhang die deutsche 
EG-Präsidentschaft im ersten Halbjahr 1988, unter der zwei Europäische 
Gipfelkonferenzen stattfanden, sowie der zunehmende Stellenwert und 
die Notwendigkeit von informationspolitisch flankierenden Maßnahmen 
zur Europa-Politik. In wachsendem Umfang sind dabei ressortübergrei- 
fende und koordinierende Aufgaben wahrzunehmen, vor allem auch im 
Hinblick auf die Schaffung des Europäischen Binnenmarktes. 

Die Funktionsfähigkeit des Amtes darf auch im Verlaufe einer Prüfung 
durch den Bundesbeauftragten für Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung, 
von der sich das Amt Hinweise für eine Verbesserung seiner Effizienz 
erhofft, nicht durch Verzicht auf sofort notwendige Maßnahmen beein- 
trächtigt werden. 

Der Austausch zweier Referate innerhalb der Abteilung IV und die 
Veränderung der numerischen Referatsfolge der Unterabteilung IVB 
vermag aus der Sicht des Presse- und Informationsamtes der Bundesre- 
gierung die Prüfung durch den Bundesbeauftragten für Wirtschaftlichkeit 
in der Verwaltung nicht nachteilig zu berühren. 

Der Bundesbeauftragte für Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung hat von 
den organisatorischen Veränderungen und von ihren Gründen Kenntnis 
genommen. 

2. Abgeordneter Wie viele Mitarbeiter des gehobenen und hohe- 

Jungmann ren Dienstes, auf ge schlüsselt nach Besoldungs- 

(SPD) gruppen und Vergütungsgruppen BAT, sind seit 

dem 1. Oktober 1982 beim Bundespresseamt neu 
eingestellt worden? 

Antwort des Staatssekretärs Ost 
vom 7. Juli 1988 

Infolge von regelmäßigen Altersabgängen, Versetzungen in andere 
oberste Bundesbehörden (z. B. Auswärtiges Amt, Bundeskanzleramt), 
langfristigen Beurlaubungen aus besonderem Anlaß und sonstigen 
Abgängen wurden seit dem 1. Oktober 1982 im Presse- und Informations- 
amt der Bundesregierung 105 Mitarbeiter/innen des höheren und geho- 
benen Dienstes (ohne kurzzeitige Aushilfen) neu eingestellt. Im einzel- 
nen gehörten 49 Mitarbeiter dem gehobenen Dienst und 56 Mitarbeiter 
dem höheren Dienst an. 
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Im Bereich der politischen Beamten (vgl. § 31 BRRG) wurden in diesem 
Zeitraum sieben Mitarbeiter (Besoldungsgruppe B 11 bis B 9) neu einge- 
stellt. Im Haushaltsplan des Jahres 1982 waren insgesamt sechs Stellen 
für politische Beamte (1/B 11; 2/B 10; 3/B 9) ausgebracht; der Haushalts- 
plan für das Jahr 1988 weist sieben Stellen für politische Beamte (1/B 11; 
2/B 10; 4/B 9) aus. Von den vier B 9-Stellen ist jedoch eine mit einem kw- 
Vermerk zum 31. Dezember 1990 versehen. Eine Planstelle nach B 10 ist 
zur Zeit nur mit einem Beamten der Besoldungsgruppe B 9 besetzt. 

Im Haushaltsplan des Jahres 1982 waren für den höheren Dienst 205 Stel- 
len, für den gehobenen Dienst 212 Stellen ausgebracht. Bis heute hat sich 
der Stellenplan des Presse- und Informationsamtes der Bundesregierung 
in diesem Bereich um insgesamt fünf Stellen vermindert. Nach 1982 
wurden darüber hinaus noch zwei Stellen der Besoldungsgruppe B 6, 
eine Stelle der Besoldungsgruppe B 3 und eine Stelle der Besoldungs- 
gruppe A 14 mit kw-Vermerken versehen. 

Zählt man die im Haushaltsplan 1988 genannten 208 Stellen des höheren 
Dienstes und 204 Stellen des gehobenen Dienstes zusammen und schließt 
die oben genannten fünf kw-gestellten Planstellen mit ein, so ergibt sich 
seit dem 1. Oktober 1982 eine Stellenminderung für das Presse- und 
Informationsamt der Bundesregierung von zehn Stellen. 


Wie viele Umsetzungen in den Leitungsfunktio- 
nen Referatsleiter, Unterabteilungsleiter und 
Äbteüungsleiter sind seit dem 1. Oktober 1982 
im Bundespresseamt vorgenommen worden, und 
welche Gründe waren für die Umsetzungen 
maßgeblich? 

Antwort des Staatssekretärs Ost 
vom 7. Juli 1988 


Seit dem 1. Oktober 1982 wurden folgende Umsetzungen in Leitungs- 
funktionen im Presse- und Informationsamt der Bundesregierung vorge- 
nommen: 


Leitungsebene 

Anzahl 

Gründe 

Abteilungsleiter 

3 

Organisationsänderungen 

Unterabteilungsleiter 

3 

Organisationsänderungen 

Referatsleiter 

6 

durch Altersabgänge und 

Versetzung eines Referats- 
leiters in den Geschäfts- 
bereich einer anderen 
obersten Bundesbehörde 
ausgelöste Umsetzungen 


2 

Organisationsänderungen 


2 

Aufgabentausch von zwei 
Referatsleitem zur 

Erzielung einer größeren 
Verwendungsbreite für spätere 
höhere Führungsaufgaben 


3. Abgeordneter 

Jungmann 

(SPD) 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


4. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Bot- 

Stiegler schaft der Vereinigten Arabischen Emirate unter 

(SPD) „Stellenangeboten" (z. B. in der Süddeutschen 

Zeitung vom 15. Juni 1988, S. 42) „qualifizierten 
Fluglehrern mit Erfahrung auf modernen Kampf- 
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fliegern und Hubschraubern attraktive Arbeits- 
plätze in den V. A. E. " bietet, und ist diese Art 
der Anwerbung von Militärhilfe und Abwerbung 
von Soldaten mit den gesetzlichen Bestimmun- 
gen und der Politik der Bundesregierung ver- 
einbar? 

Antwort des Staatsministers Schäler 
vom 11. Juli 1988 

Die Bundesregierung hält das Vorgehen der Botschaft der Vereinigten 
Arabischen Emirate nicht für zulässig. Hierauf ist der Botschafter der 
Vereinigten Arabischen Emirate vom Auswärtigen Amt hingewiesen 
worden. Der Botschafter hat erklärt, die Botschaft sei nicht vollständig 
über die Rechtslage unterrichtet gewesen. Sie habe keinesfalls gegen 
deutsches Recht verstoßen wollen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


5. Abgeordneter Teüt die Bundesregierung die Auffassung von 

Stiegler Bundesinnenminister Dr. Zimmermann, die Re- 

(SPD) generationsfähigkeit der Terroristen in unserem 

Lande sei gerade darauf zurückzuführen, daß 
unser Land seinen Bürgern geradezu beispiel- 
haft Freiheit und soziale Sicherheit bietet (vgl.: 
Bayerischer Rundfunk, Rundschau vom 17. April 
1988, 3. Fernsehprogramm: Wortwechsel Klei- 
nert und Dr. Zimmermann: „[Detlef Kleinert 
- BR]: Ein Phänomen ist ja gerade die Regene- 
rationsfähigkeit der Terroristen in einem Lande, 
das geradezu beispielhaft seinen Bürgern Frei- 
heit und soziale Sicherheit bietet. O-Ton [Bun- 
desinnenminister Dr. Zimmermann]: Vielleicht 
gerade deswegen!"), oder was wird sie unter- 
nehmen, um diese Beurteüung wieder zurecht- 
zurücken? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 7. Juli 1988 

Der Fragestellung liegt eine unzutreffende Interpretation des Einwurfs 
von Bundesminister Dr. Zimmermann zugrunde. 

Richtig ist — und das ist auch die Aussage des Einwurfs gewesen — , daß 
unsere freiheitliche demokratische Grundordnung - anders als totalitäre 
Regime mit den ihnen eigenen Überwachungssystemen - infolge ihrer 
Toleranz auch gegenüber dem extrem politisch Andersdenkenden Hand- 
lungsmöglichkeiten bietet, die auch zur Begehung von kriminellen Taten 
bis hin zum Terrorismus genutzt werden können. Es hat sich erwiesen, 
daß auch Terroristen in der Bundesrepublik Deutschland unter Ausnut- 
zung der Lebensformen einer offenen Gesellschaft die gewährten Frei- 
heiten zu schwersten Gewalttaten mißbrauchen. 


6. Abgeordneter 

Verheugen 

(SPD) 


Wann beabsichtigt die Bundesregierung, die 
Entscheidung über den Standort des Neubaus 
für das Lastenausgleichsarchiv bekanntzu- 
geben? 
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Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 8. Juli 1988 

Die Meinungsbildung über den Standort des Lastenausgleichsarchivs ist 
noch nicht abgeschlossen. Mit einer Entscheidung ist bis zum Herbst zur 
rechnen. 


7. Abgeordneter Wie kann das Bundesamt für Verfassungsschutz 

Wüppesahl als zuständige Bundesbehörde die in Nieder- 

(fraktionslos) Sachsen erhobenen Vorwürfe, daß u. a. ein Füh- 

rungsmitglied der FAP und Anführer der neona- 
zistischen Gruppe EK 1 unter dem Tarnnamen 
„Gue" für den Verfassungsschutz tätig gewor- 
den ist, widerlegen, wenn nicht, warum nicht? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 7. Juli 1988 

Es entspricht ständiger Praxis der Bundesregierung, zu Vorwürfen gegen 
Bundesländer oder Vorgängen in Bundesländern nicht Öffentlich Stellung 
zu nehmen. Ich sehe keine Veranlassung, von dieser Übung abzuwei- 
chen. 


8. Abgeordneter Wie beabsichtigt die Bundesregierung, bei der 

Würtz Festsetzung des Kaufkraftausgleichs die im In- 

(SPD) land erhobenen Vergleichsdaten und Bezugs- 

quellen den betroffenen Auslandsbeamten in 
einer Weise mitzuteüen, die der rechtsstaatli- 
chen Begründungspflicht bei Verwaltungsakten 
und dem Transparenzgebot der gesetzlichen 
Besoldung entspricht, und beabsichtigt die Bun- 
desregierung, zu diesem Zweck einem Vor- 
schlag des Auswärtigen Amtes zu folgen und das 
Statistische Bundesamt anzuweisen, Preise nur 
von solchen Befragten zu erheben, die der Veröf- 
fentlichung der Daten schriftlich zugestimmt 
haben, oder falls dies nicht möglich ist, die 
Erhebung der innerdeutschen Preise auf eine 
andere Stelle, z. B. ein Marktforschungsinstitut, 
zu übertragen? 

Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 8. Juli 1988 

Den Kaufkraftfestsetzungen des Bundesministers des Innern werden 
sowohl die in den Festsetzungen zugrundeliegenden Teuerungsziffern 
des Statistischen Bundesamtes - diese geben in einer Prozentzahl den 
Unterschied zwischen der Kaufkraft der DM im Inland und am ausländi- 
schen Dienstort an - als auch alle für die Berechnung der Teuerungszif- 
fem maßgeblichen Daten beifügt. 

So werden z. B. mitgeteüt: Anzahl, Höhe und Gewicht der gebildeten 
Preisrelationen für die einzelnen Warengruppen, die Aufteüung in Käufe 
am Ort sowie Importe und deren Beschaffungskosten. 

Die Kaufkraftfestsetzungen erfüllen damit in hohem Maße alle rechts- 
staatlich gebotenen Anforderungen. Eine zusätzliche Mitteüung der bis 
zu 2 000 in- und ausländischen Einzelpreise mit ihren preisbestimmenden 
Merkmalen (z. B. genaue Bezeichnung der Güter, Angabe der Geschäfte 
usw.) wäre bei jährlich bis zu 15 000 Verwaltungsentscheidungen zur 
Umsetzung des Kaufkraftausgleichs für über 9 000 Auslandsbeamte und 
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Soldaten wegen des enormen Verwaltungsaufwandes selbst dann 
unmöglich, wenn diese Angaben nicht teilweise der statistischen 
Geheimhaltung unterliegen würden. 

Im übrigen wurde die Rechtmäßigkeit des angewandten Verfahrens vom 
Bundesverwaltungsgericht ausdrücklich anerkannt. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


9. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß auch in 

Dr. Wernitz der Bundesrepublik Deutschland der „selektive 

(SPD) Fetozid", die gezielte Tötung einzelner Mehrlin- 

ge im Mutterleib nach hormoneller Sterilitätsbe- 
handlung oder dem Embryotransfer praktiziert 
wird, und hält die Bundesregierung diesen soge- 
nannten selektiven Fetozid für mit dem Grund- 
gesetz vereinbar bzw. durch die geltenden Ge- 
setze zum Schwangerschaftsabbruch bereits als 
juristisch abgesichert? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 
vom 8. Juli 1988 

Der Bundesregierung sind bisher lediglich Presseberichte bekannt, nach 
denen die gezielte Tötung überzähliger Mehrlinge im Mutterleib nach 
hormoneller Sterilitätsbehandlung oder dem Embryotransfer nicht nur in 
den Vereinigten Staaten von Amerika (vgl. „DER SPIEGEL" Nr. 6, 1988), 
sondern auch in der Bundesrepublik Deutschland praktiziert werden soll 
(z. B. Süddeutsche Zeitung vom 23. Juni 1988). 

Der „selektive Fetozid" wirft eine Fülle sowohl ethischer und medizini- 
scher als auch rechtlicher Fragen auf. Die Bundesregierung begrüßt es 
deshalb, daß die Bundesärztekammer einen Arbeitskreis gebüdet hat, der 
erstmals im September 1988 zusammentreten wird. 

Ausgangspunkt einer rechtlichen Bewertung „selektiven Fetozids" ist, 
daß - wie bei jeder Tötung einer bereits eingenisteten Leibesfrucht (vgl. 
§219d StGB)- der Tatbestand des Schwangerschaftsabbruchs nach 
§ 218 Abs. 1 StGB erfüllt ist. „Selektiver Fetozid" ist daher nach §§ 218 ff. 
StGB grundsätzlich strafbar. 

Eine Strafbarkeit der Beteiligten könnte dann entfallen, wenn bei Mehr- 
lingsschwangerschaften die Austragung aller Leibesfrüchte zu einer 
Lebens- und Gesundheitsgefährdung der Schwangeren führen würde 
(§ 218 a Abs. 1 Nr. 2 StGB). 

Ob darüber hinaus Rechtfertigungs- oder Entschuldigungsgründe ein- 
greifen könnten, läßt sich nur in bezug auf konkrete Einzelfälle beur- 
teüen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


10. Abgeordneter 

Börnsen 

(Ritterhude) 

(SPD) 


Trifft es zu, daß der Bundesminister der Finanzen 
bei der ersten Steuerreformstufe 1986/1988 eine 
Erhöhung der Umsatzsteuer angestrebt hatte, 
die nur durch den massiven Einsatz des bayeri- 
schen Ministerpräsidenten verhindert wurde 
(siehe Ministerpräsident Strauß in Bayern 3 
„Zum Gespräch")? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 8. Juli 1988 

Es ist nicht Aufgabe der Bundesregierung, über Erwägungen im Kreise 
der Koalitionsführung Auskünfte zu geben. Eine Anhebung der Umsatz- 
steuer war nicht Bestandteil der Vorschläge des Bundesministeriums der 
Finanzen. 


11. Abgeordneter Wie hoch sind die Steuersenkungen im Entste- 

Poß hungsjahr 1988 und in den Rechnungsjahren 

(SPD) 1988 bis 1990 aus den Steuersenkungen des Jah- 

res 1986 bzw. 1988, wenn man die kürzlich für 
die Entlastungszahlen des Steuerreformgesetzes 
1990 vorgenommene Anpassung auch für diese 
beiden Steuersenkungsstufen durchführt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 8. Juli 1988 

Die von der Bundesregierung für das Steuerreformgesetz 1990 vorge- 
nommene Anpassung der Entlastungszahlen an die sich ändernden 
gesamtwirtschaftlichen Eckdaten ist auf den Zeitpunkt der Verabschie- 
dung des Gesetzes erfolgt. Die Entlastungszahlen des Kabinettbeschlus- 
ses beruhten auf den Schätzungen, die für die Koalitions Vereinbarung 
Anfang 1987 nach dem Stand der mittelfristigen Steuerschätzung vom 
Mai 1986 durchgeführt worden waren. Die Berechnung der Steueraus- 
fälle und Entlastungen für die Entstehungsjahre 1986 und 1988 konnte 
dagegen zeitnah erfolgen, so daß entsprechende Neuberechnungen nicht 
erforderlich werden. 

Die Ableitung der Steuerausfälle in den Rechnungsjahren beruht grund- 
sätzlich auf Erfahrungen der Steuerverwaltung, die sich aus der Veranla- 
gung und dem Zahlungsfluß der einzelnen Steuerarten ergeben. Hierbei 
wird die Entwicklung des Steuerausfalls, soweit sich dieser entstehungs- 
mäßig abzeichnet, trendmäßig berücksichtigt. Im Anschluß daran werden 
die Steuerrechtsänderungen als Teil des geltenden Rechts betrachtet und 
im Rahmen der allgemeinen Steuerschätzung berücksichtigt. 

Eine gesonderte Berechnung für eine Folge von Entstehungsjahren wird 
nicht durchgeführt. 

12. Abgeordneter Wie hoch ist die Summe derjenigen Gegenfinan- 

Poß zierungsbestandteile aus dem Steuerreformge- 

(SPD) setz 1990, die als steuerliche Subventionen im 

letzten Subventionsbericht der Bundesregierung 
ausgewiesen worden waren, und um welche 
Positionen handelt es sich? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 8. Juli 1988 

Die vom Deutschen Bundestag beschlossenen Maßnahmen zum Abbau 
oder zur Einschränkung von Steuervergünstigungen und Sonderregelun- 
gen sind umfassend angelegt und vor allem steuersystematisch begrün- 
det. Neben dem Abbau von Steuervergünstigungen und steuerlichen 
Sonderregelungen werden auch Maßnahmen ergriffen, die - wie etwa 
die kleine Kapitalertragsteuer - die Besteuerung einzelner Einkunftsar- 
ten gleichmäßiger gestaltet. Insgesamt wurde damit ein Finanzierungs- 
rahmen von rund 18 Milliarden DM geschaffen, dem Entlastungen von 
rund 37 Milliarden DM gegenüberstehen. Dabei werden alle Gruppen in 
angemessener und ausgewogener Weise betroffen. 
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Im Subventionsbericht werden Steuervergünstigungen in einem engeren 
Sinne dargestellt. Hiervon werden durch die Abbaumaßnahmen insge- 
samt rund 7 Milliarden DM abgebaut. Die Maßnahmen sind in der 
nachstehenden Übersicht im einzelnen ausgewiesen. 


Übersicht über die im Steuerreformgesetz 1990 abgebauten Subventio- 
nen (Anlage 2 des Subventionsberichtes) und sonstigen steuerlichen 
Regelungen (Anlage 3 des Subventionsberichtes) 


Lfd. 

Nr. 

Anlage/Nr 
11. Subv.- 
Bericht 

Maßnahme 

Steuermeh 
im Entste 
- Millior 

insgesamt 

reinnahmen 
tiungsjahr 
len DM - 
darunter: 
Bund 

1 

3/1 

Einschränkung der steuerfreien Werbungsko- 
stenersatzleistungen des Arbeitgebers (§ 3 
Nr. 16 EStG) 

200 

85 

2 

3/1 

Aufhebung der Steuerfreiheit von Zinserspar- 
nissen und Zinszuschüssen für Darlehen im 
Wohnungsbau (§ 3 Nr. 68 EStG) 

10 

4 

3 

2/104 

Einschränkung der Steuerfreiheit von Lohn- 
zuschlägen für Sonntags-, Feiertags- und 
Nachtarbeit (§ 3 b EStG) 

255 

108 

4 

2/31 

Einschränkung der Übertragungsmöglichkeit 
von stillen Reserven (§§ 6 b, 6 c EStG) 

200 

71 

5 

2/98 

Beschränkung des Sonderausgabenabzugs 
von Bausparbeiträgen auf 50 v. H. der Bei- 
tragsleistung (§10 Abs. 1 Nr. 3 EStG) 

250 

106 

6 

3/6 

Abschaffung des Freibetrages für freie Berufe 
von 1 200 DM (§ 18 Abs. 4 EStG) 

140 

60 

7 

3/11 

Anhebung des Lohnsteuer-Pauschsatzes für 
bestimmte Zukunftssicherungsleistungen des 
Arbeitgebers zugunsten der Arbeitnehmer 
bei Anhebung des begünstigten Betrages von 

2 400 DM auf 3 000 DM (§ 40 b EStG) 

100 

43 

8 

2/41 

Absenkung des Bewertungsabschlags von bis 
zu 20 v. H. bei bestimmten Importwaren mit 
wesentlichen Preisschwankungen in zwei 
Stufen auf 10 v. H. (§ 51 Abs. 1 Nr. 2 
Buchst, m EStG; § 80 EStDV) 

300 ! ) 

108 

9 

2/16 

Aufhebung der Sonderabschreibungen von 
50 v. H. bzw. 30 v. H. über fünf Jahre für be- 
stimmte Investitionen im Kohle- und Erzberg- 
bau (§ 51 Abs. 1 Nr. 2 Buchst, n EStG; § 81 
EStDV) 

20 

7 


*) Wegen einer aktuellen Umfrage des DIHT weichen die hier genannten Anga- 
ben von denen des Subventionsberichtes ab. 
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Lfd. 

Nr. 

Anlage/Nr. 
11. Subv.- 
Bericht 

Maßnahme 

Steuermehr 
im Entste 
- Million 

insgesamt 

einnahmen 
äungsjahr 
en DM - 
darunter: 
Bund 

10 

2/84 

Auslaufen der Geltungsdauer für die erhöh- 
ten Absetzungen für bestimmte Energiespar- 
maßnahmen an Gebäuden zum 31. Dezember 
1991 (§ 51 Abs. 1 Nr. 2 Buchst, q EStG; § 82 a 
EStDV) 

400 2 ) 

170 

11 

2/85 

Auslaufen der Geltungsdauer der erhöhten 
Absetzungen für bestimmte Modernisie- 
rungs- und Instandsetzungsaufwendungen 
zum 31. Dezember 1991 (§51 Abs. 1 Nr. 2 
Buchst, x EStG; § 82g EStDV) 

5 

2 

12 

2/88 

Einschränkung der Steuerfreiheit der ge- 
meinnützigen Wohnungs- und Siedlungsun- 
ternehmen auf Genossenschaften mit be- 
grenztem Tätigkeitsbereich; Aufhebung der 
Steuerfreiheit der Unternehmen, die als Or- 
gane der staatlichen Wohnungspolitik aner- 
kannt sind (§ 5 KStG, § 3 GewStG, § 3 VStG) 

100 

28 

13 

2/89 

Aufhebung der Steuerfreiheit bestimmter Zu- 
sammenschlüsse von Unternehmen zur 
Durchführung von Sanierungs- und Entwick- 
lungsaufgaben (§ 5 KStG, § 3 GewStG, § 3 
VStG) 

1 


14 

2/28, 47, 
48, 49 

Aufhebung des Investitionszulagengesetzes 

1600 

770 

15 

2/30 

Absenkung des Sockelkürzungssatzes bei der 
Herstellerpräferenz von 3 v. H. bzw. 4 v. H. 
auf 2 v. H. bzw. 3 v. H., Umgestaltung des 
Präferenztarifs (§§ 1 und 1 a BerlinFG) 

120 

78 

16 

2/30 

Wegfall der Abnehmerpräferenz für Röstkaf- 
fee und Kakaohalberzeugnisse, wenn Her- 
steller unter der Mindestwertschöpfungsquo- 
te von 10 v. H. liegen (§ 4 in Verbindung mit 
§ 2 BerlinFG) 

40 

26 

17 

2/19 

Beschränkung der erhöhten Absetzungen 
von 75 v. H. für bewegliche Wirtschafts güter 
des Anlagevermögens in Berlin auf neue 
Wirtschaftsgüter (§ 14 BerlinFG) 

150 

55 

18 

2/25 

Einschränkung der Investitionszulage nach 
§ 19 BerlinFG 

395 

187 

19 

2/50 

Aufhebung des Auslandsinvestitionsgesetzes 
bei gleichzeitiger Übernahme von § 2 AIG in 
§ 2a EStG 

150 

53 


2 ) Ansatz eines mittleren Wertes der kumulierten Beträge. 
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Lfd. 

Nr. 

Anlage/Nr. 
11. Subv.- 
Bericht 

Maßnahme 

Steuermehi 
im Entste 
- Million 

insgesamt 

einnahmen 
äungsjahr 
en DM - 
darunter: 
Bund 

20 

2/53 

Aufhebung des Abzugs der Geschäftsgutha- 
ben der Genossen vom Betriebsvermögen der 
Genossenschaften der gewerblichen Wirt- 
schaft und der kleinen Warengenossenschaf- 
ten (§ 104 a BewG) 

5 


21 

2/54 

Aufhebung der Vermögensteuerfreiheit für 
das der öffentlichen Wasserversorgung die- 
nende Betriebsvermögen (§ 117 Abs. 1 Nr. 1 
BewG) 

10 


22 

2/101 

Beschränkung der Förderung der Vermö- 
gensbildung auf Produktivkapitalbeteiligun- 
gen und Bausparen bei veränderten Zulage- 
sätzen. Anhebung der Einkommensgrenzen 
auf 27 000 DM/54 000 DM (Ledige/Verheira- 
tete); Streichung der Kinderkomponenten 
(5. VermBG) 

600 

255 

23 

2/102 

Streichung der Einkommen- oder Körper- 
schaftsteuerermäßigung von höchstens 

3 000 DM für vermögenswirksame Leistun- 
gen, die von Kleinbetrieben erbracht werden 
(§ 15 5. VermBG) 

250 

110 

24 

2/97 

Aufhebung der 10jährigen Grundsteuerver- 

500 2 ) 



2/83 

günstigung für Wohnraum, der nach dem 
31. Dezember 1989 bezugsfertig wird (§ 82, 

§§ 92 a bis 94 Zweites Wohnungsbaugesetz). 
Gleichzeitig Anhebung des sogenannten 
Baukindergeldes von 600 DM auf 750 DM 
(§ 34 f EStG) 

- 160 2 ) 

- 68 

25 

3/12 

Aufhebung des Zukunfts sicherungs -Freibe- 
trages von 312 DM für freiwillige Vorsorgelei- 
stungen des Arbeitgebers zugunsten eines 
Arbeitnehmers (§ 2 Abs. 3 Nr. 2 LStDV) 

400 

170 

26 

2/34 

Auslaufen der Geltungsdauer der erhöhten 
Absetzungen für dem Umweltschutz dienen- 
de Wirtschaftsgüter zum 31. Dezember 1990 
(§ 7 d EStG) 

700 

258 

27 

2/42 

Auslaufen der Geltungsdauer für die Sonder- 
abschreibungen für Wirtschaftsgüter, die der 
Forschung und Entwicklung dienen, zum 
31. Dezember 1989 (§ 51 Abs. 1 Nr. 2 Buch- 
st. u ; § 82 d EStDV) 

225 

83 


2 ) Ansatz eines mittleren Wertes der kumulierten Beträge. 
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Steuermehreinnahmen 

Lfd. 

Nr. 

Anlage/Nr. 


im Entstehungsjahr 

11. Subv.- 

Maßnahme 

- Millionen DM - 

Bericht 


insgesamt 

darunter: 




Bund 

28 

2/46 

Auslaufen der Geltungsdauer der Steuerbe- 
freiung bzw. Steuerermäßigung für Wasser- 
kraftwerke zum 31. Dezember 1990 (VO über 
die steuerliche Begünstigung von Wasser- 
kraftwerken vom 26. Oktober 1944 in Verbin- 
dung mit Artikel 14 StÄndG 1977 vom 
16. August 1977) 

5 

1 



Summe 

6971 

2 770 



davon: Anlage 2 

6121 

2408 



Anlage 3 

850 

362 


13. Abgeordneter In welchem Umfang stieg während der Regie- 

Kraus rungszeit der sozialliberalen Koalition die Steu- 

(CDU/CSU) erlast der Bundesbürger, insbesondere verur- 

sacht durch die damalige übermäßige Inflation 
und das dadurch bedingte Hineinwachsen der 
Steuerzahler in die Progression? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 8. Juli 1988 

Der von Ihnen angesprochene Sachverhalt, daß die Steuerlast der Bürger 
bei einer Einkommensentwicklung, die inflationäre Preissteigerungen 
gerade ausgleicht, im Zusammenwirken mit der Progression des Einkom- 
mensteuertarifs indes zu einem verstärkten Ansteigen der Steuerlast 
führt, ist in der steuerpolitischen Diskussion unter dem Begriff von „heim- 
lichen Steuererhöhungen" wiederholt angesprochen worden. Es sind 
auch in der Vergangenheit von verschiedenen Seiten Versuche angestellt 
worden, diese „heimlichen Steuererhöhungen" zahlenmäßig zu erfassen. 
Insbesondere methodische Bedenken haben die Bundesregierung jedoch 
bisher veranlaßt, von einer Nennung von Zahlen abzusehen. Diese 
Bedenken gelten weiter fort. 

Da die Ursache von „heimlichen Steuererhöhungen" in erster Linie in 
übermäßigen Preissteigerungen zusammen mit der Progression des Ein- 
kommensteuertarifs zu sehen ist, weist die Bundesregierung in diesem 
Zusammenhang darauf hin, daß die Lebenshaltungskosten während der 
Regierungszeit der SPD/FDP-Koalition (1969 bis 1982) um 84 v. H. oder 
um durchschnittlich jährlich 5,2 v. H. gestiegen sind. Von 1983 bis 1987 
haben sich die Lebenshaltungskosten dagegen insgesamt nur um 
8,1 v. H. erhöht oder im Durchschnitt der Jahre lediglich um 1,6 v.H. 
Sowohl durch diese günstige Entwicklung als auch durch die Abflachung 
der Progression in der Steuersenkungsstufe 1988 und erst recht in dem 
linear-progressiven Einkommensteuertarif ab 1990 verliert die Frage 
„heimlicher Steuererhöhungen" jetzt und künftig wesentlich an Bedeu- 
tung. 

14. Abgeordneter Ist der Bundesminister der Finanzen bereit, für 

Würtz die unentbehrliche Jugendarbeit des Zentralver- 

(SPD) bandes Deutscher Kaninchenzüchter e. V. das 

Gemeinnützigkeitsrecht gelten zu lassen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Hälele 
vom 8. Juli 1988 

Eine Körperschaft kann nur dann als gemeinnützig anerkannt werden, 
wenn sie ausschließlich gemeinnützige Zwecke verfolgt. Das geltende 
Recht erlaubt nicht, einen Verein, der sowohl gemeinnützige als auch nicht 
gemeinnützige Zwecke verfolgt, teilweise als gemeinnützig zu behan- 
deln. Die Förderung der Kleintierzucht ist nach geltendem Recht kein 
gemeinnütziger Zweck. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, Gesetzesvorschläge zur Änderung 
des Gemeinnützigkeits- und Spendenrechts vorzulegen, die zeitgleich 
mit der Steuerreform 1990 verwirklicht werden sollen. Es ist vorgesehen, 
die Förderung der Kleintier- und Pflanzenzucht als gemeinnützigen 
Zweck einzustufen. 


15. Abgeordneter Um wie viele Milliarden DM steigen die gesamten 

Oesinghaus Steuereinnahmen von 1988 bis 1992, wenn man 

(SPD) das 1988 geltende Einkommensteuerrecht zu- 

grunde legt, wie verändern sich diese Mehrein- 
nahmen bei der Bruttosteuersenkung 1989 und 
1990 einschließlich der Steuererhöhungen 1989 
und 1990? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 12 . Juli 1988 


Die gewünschten Angaben ergeben sich aus der nachstehenden Tabelle: 



Zuwachs der Steuereinnahmen 


gegenüber dem Aufkommen des Vorjahres 
- in Milliarden DM — 


Ergebnisse des Arbeitskreises „ Steuerschätzungen “ 

Jahr 

nach geltendem Recht 

einschließlich 
Steuerrechtsänderungen x ) 

1989 

+ 18,6 

+ 30,5 

1990 

+ 24,5 

+ 1,8 

1991 

4- 25,9 

+ 22,9 

1992 

+ 29,0 

+ 29,2 


*) Steuerreform 1990, Beschlüsse der Bundesregierung vom 7. Juli 1988 

Bei der Wertung ist zu beachten, daß das 1988 geltende Recht bereits die 
ersten beiden Stufen des Steuersenkungsplans der Bundesregierung ent- 
hält, der insgesamt zu einer Entlastung von netto fast 50 Milliarden DM 
bei den direkten Steuern führt. 


16. Abgeordneter Wie hoch in Müliarden DM ist nach neuestem 

Dr. Pick Entscheidungs- und Planungsstand der Zuwachs 

(SPD) der Steuereinnahmen insgesamt nach Ist- oder 

Schätzzahlen in den einzelnen Jahren von 1982 
bis 1992 jährlich? 


17. Abgeordneter Wie hoch in Milliarden DM ist nach neuestem 

Dr. Pick Entscheidungs- und Planungsstand der Zuwachs 

(SPD) der Lohn- und Einkommensteuer nach Ist- oder 

Schätzzahlen in den einzelnen Jahren von 1982 
bis 1992 jährlich? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 12. Juli 1988 


Die gewünschten Angaben ergeben sich aus der nachstehenden Tabelle: 



Zuwachs der kassenmäßigen Einnahmen 
gegenüber dem Aufkommen des Vorjahres 

Jahr 


Steuereinnahmen 

Lohn- und veranlagte 



insgesamt 



Einkommensteuer 


in Milliar- 


in 

in Milliar- 

in 


den DM 

v. H. 

den DM 

V. 

H. 

1982 

+ 

8,4 

+ 

2,3 

+ 

4,5 

-I- 

3,0 

1983 

+ 

17,9 

+ 

4,7 

-l- 

3,2 

-l- 

2,0 

1984 

+ 

18,1 

+ 

4,6 

+ 

5,6 

-f 

3,5 

1985 

+ 

22,5 

+ 

5,4 

+ 

13,5 

+ 

8,3 

1986 

-1- 

15,2 

+ 

3,5 

+ 

5,9 

+ 

3,4 

1987 

+ 

16,2 

+ 

3,6 

+ 

12,8 

+ 

7,0 

1988 *) 

+ 

11,9 

-1- 

2,5 

+ 

4,1 

+ 

2,1 

1989 1 ) 

+ 

30,5 

+ 

6,3 

+ 

10,1 

4- 

5,1 

1990 

+ 

1,8 

T 

0,3 

- 

8,9 

- 

4,2 

1991 ') 

+ 

22,9 

+ 

4,5 

+ 

11,1 

+ 

5,6 

1992 *) 

+ 

29,2 

+ 

5,5 

+ 

15,5 

+ 

7,3 


5 ) Schätzung 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


18. Abgeordneter 

Wieczorek 

(Duisburg) 

(SPD) 


Wie ist der aktuelle Stand in den gerichtlichen 
Auseinandersetzungen zwischen den Gläubi- 
gern und den Mitgliedstaaten des im Oktober 
1985 zusammengebrochenen 6. Internationalen 
Zinnübereinkommens, und welche Haushaltsri- 
siken in welchen Jahren und in welcher Höhe 
bestehen für die Bundesrepublik Deutschland? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Riedl 
vom 11. Juli 1988 

Im Anschluß an die Aussetzung der Ausgleichslageraktivitäten des IZR 
irp Oktober 1985 hat eine Reihe von Banken und Händlern Klage gegen 
den IZR und/oder die Mitgliedstaaten sowie die Europäische Gemein- 
schaft erhoben. Die Klagen sind bei verschiedenen nationalen Gerichten 
(vornehmlich Großbritannien, dann auch in den Niederlanden, Kanada, 
USA, Malaysia) und beim EuGH anhängig. 

Unter dem Aspekt der Haushaltsrisiken sind nur die Klagen von Bedeu- 
tung, in denen die Bundesrepublik Deutschland Beklagte ist oder mit 
denen der Versuch unternommen wird, über den IZR auf die Mitglied- 
staaten durchzugreifen. 

1. Die Händlerfirma Rayner hat in London Klage gegen alle Mitglied- 
staaten erhoben. Dieser Klage haben sich einige Banken und Broker 
angeschlossen. Der Streitwert übersteigt 150 Millionen Pfund Sterling. 

Die Kläger sind in erster und zweiter Instanz unterlegen. Sie werden 
gegen diese Entscheidung das House of Lords anrufen. Wann das 
House of Lords entscheiden wird, ist noch nicht abzusehen. 

Der Sachvortrag in diesen Verfahren ist beschränkt auf angeblich 
vertraglich begründete Schadensersatzansprüche. 
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2. In einem weiteren Verfahren haben neun Händler und sechs Banken 
den IZR und die Mitgliedstaaten sowie die EG vor dem Londoner High 
Court verklagt. Die Klagesumme auf seiten der Händler beträgt 
110 Millionen Pfund Sterling. Die Forderungen der Banken belaufen 
sich auf insgesamt rund 30 Millionen Pfund Sterling. Der Beginn der 
mündlichen Verhandlung ist für September 1988 angesetzt. Die 
Klagebegründung macht nach Meinung der Kläger bestehende ver- 
tragliche und deliktische Ansprüche geltend. Ein Urteil wird im Spät- 
herbst 1988 erwartet. Der Ausgang ist offen. Die unterlegene Partei 
wird in jedem Fall Berufung einlegen. 

3. Die Bundesrepublik Deutschland ist an der Finanzierung des IZR mit 
einem Anteil von 9,4 v. H. beteiligt. Im Falle eines Unterliegens in den 
genannten Prozessen ergibt sich daraus jedoch nicht ohne weiteres 
eine auf den entsprechenden Anteil beschränkte Inanspruchnahme 
der Bundesrepublik Deutschland. Wenn die Gerichte auf eine gesamt- 
schuldnerische Haftung der Mitgliedstaaten erkennen sollten, könn- 
ten zahlungskräftige Staaten vorrangig in Anspruch genommen wer- 
den; sie müßten dann versuchen, bei den zahlungsschwächeren Mit- 
gliedstaaten Rückgriff zu nehmen. 

4. Der aktuelle Stand der gerichtlichen Auseinandersetzung wird weiter 
bestimmt durch ein Konkursantragsverfahren gegen den IZR (in zwei- 
ter Instanz abgelehnt, Anrufung des letztinstanzlichen House of Lords 
eher unwahrscheinlich), den Streit um die Einsetzung eines Zwangs- 
verwalters (Ablehnung in zweiter Instanz, Anrufung des House of 
Lords erwartet) und den Streit um die Verpflichtung des IZR, seine 
Vermögensverhältnisse offenzulegen. Hier ist der IZR in zweiter 
Instanz unterlegen. Er muß seine Vermögensverhältnisse offenlegen; 
der Zugriff der Gläubiger wird damit erleichtert. Daraus ergeben sich 
erhebliche Gefahren für seine weitere Handlungsfähigkeit. 


19. Abgeordneter 

Großmann 


(SPD) 


Prüft die Bundesregierung, insbesondere der 
Bundesminister für Wirtschaft derzeit, ob und zu 
welchem Zeitpunkt die Zeche Sophia Jacoba in 
Hückelhoven geschlossen werden soll? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Wartenberg 
vom 7. Juli 1988 

Nein. 


20. Abgeordneter 

Großmann 

(SPD) 


Prüft die Bundesregierung, insbesondere der 
Bundesminister für Wirtschaft derzeit, welche 
Maßnahmen und politischen Beschlüsse notwen- 
dig sind, um einen ausreichenden Absatz der 
Kohle der Zeche Sophia Jacoba und damit die 
über 5 000 Arbeitsplätze dort zu sichern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Wartenberg 
vom 7. Juli 1988 


Der Kraftwerkskohleabsatz der Gewerkschaft Sophia Jacoba ist im Rah- 
men der Verstromungsgesetze langfristig kontrahiert. Dabei wird der 
erhebliche Kostennachteil der Sophia Jacoba-Kohle durch besondere 
Zuschüsse aus dem Verstromungsfonds ausgeglichen. Angesichts der 
außerordentlich hohen Belastung dieses Ausgleichssystems auf Grund 
der heutigen Preise der Konkurrenzenergien verhandelt der Bundesmini- 
ster für Wirtschaft derzeit mit allen Beteiligten über Maßnahmen zur 
Stabilisierung des Fonds. 
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Die Absatzeinbrüche von Sophia Jacoba auf dem Wärmemarkt liegen 
außerhalb des Einflußbereichs der Bundesregierung. Bei Sophia Jacoba 
hat zudem der ausländische Wärmemarkt traditionell besonderes 
Gewicht. Sophia Jacoba trägt jetzt diesen Absatzverlusten mit Anpas- 
sungsmaßnahmen Rechnung. Dies liegt auf der Linie der Kohlerunde, in 
der beschlossen worden ist, die deutsche Steinkohlenförderung entspre- 
chend dem reduzierten Absatzpotential an die Stahlindustrie und im 
Wärmemarkt um 13 Millionen Tonnen bis 15 Millionen Tonnen zu verrin- 
gern. 

Der Bundesminister für Wirtschaft hat Ruhrkohle gebeten zu prüfen, ob 
und wie die Schwierigkeiten von Sophia Jacoba durch Kooperation 
erleichtert werden können. Das Bundesministerium für Wirtschaft ist in 
laufendem Kontakt mit den Beteiligten. 

21. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für angemessen, 

Kroll-Schlüter daß bei verschiedenen Medikamenten ein und 

(CDU/CSU) dieselbe Tablette in einer kleinen Packungs- 

größe (z. B. 50er-Pack) mehr als dreimal so viel 
kostet wie in einer großen Packungsgröße (z. B. 
2000er-Pack)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Wartenberg 

vom 12. Juli 1988 

1. Die Preisbildung für Arzneimittel ist in der Bundesrepublik Deutsch- 
land auf der Herstellerstufe frei von staatlicher Einflußnahme. Der 
Bundesminister für Wirtschaft hat weder Einblick noch Einfluß auf 
diese Preisgestaltung im Einzelfall. 

Die Arzneimittelhersteller orientieren sich bei ihrer Preisgestaltung an 
betriebswirtschaftlichen Erfordernissen und an den jeweils für sie 
geltenden Marktgegebenheiten. 

Grundsätzlich gilt auch hier - wie in der übrigen Wirtschaft -, daß 
unterschiedliche Packungsgrößen mit unterschiedlichen Kostenfakto- 
ren hinsichtlich Herstellung, Verpackung, Transport sowie Vertrieb 
bzw. Service belastet sind. Auf Grund divergierender einzelbetriebli- 
cher Kostenlagen variiert auch die Preisgestaltung der Pharmazeuti- 
schen Unternehmen untereinander. Die Kostenkomponenten der 
Preisgestaltung im Einzelfall sind der staatlichen Beurteilung jedoch 
entzogen. 

Erst in Fällen, in denen die Preisgestaltung den Mißbrauch von Markt- 
macht vermuten läßt, kann eine Prüfung des Einzelfalles durch die 
Kartellbehörden einsetzen. 

2. Staatlich geregelt sind lediglich die Zuschläge des Pharmazeutischen 
Großhandels, in der Form von dregressiv gestaffelten prozentualen 
Höchstzuschlägen, und der öffentlichen Apotheken, in der Form von 
dregressiv gestaffelten prozentualen Festzuschlägen. Die degressive 
Ausgestaltung dieser Handelsspannen führt dazu, daß teurere Arznei- 
mittel mit niedrigeren Zuschlägen als billigere Arzneimittel abgege- 
ben werden. 

Die Abgabe von Klinickpackungen unterliegt im übrigen keiner staat- 
lichen Preisregelung; sie sind dem ausschließlichen Klinikbedarf Vor- 
behalten. Ihre Preisgestaltung ist mit der Preisgestaltung für Arznei- 
mittel, die in Apotheken abgegeben werden, nicht vergleichbar. 

3. Für einen ^zunehmenden Preiswettbewerb auf dem Arzneimittelmarkt 
insgesamt sorgen die gegenüber Originalpräparaten zumeist spürbar 
billigeren Nachahmerpräparate (Generica). Ihr Anteil hat in den letz- 
ten Jahren stetig zugenommen und beträgt bei einzelnen Fertigarz- 
neimitteln mit vergleichbaren Wirkstoffen bereits bis zu 70 v. H. und 
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mehr des Marktanteils; im Durchschnitt des Gesamtmarktes haben 
Generica inzwischen einen Anteil von ca. 40 v. H. erreicht. Es wird 
erwartet, daß die Verstärkung des Generica-Wettbewerbs mit preis- 
dämpfender Wirkung bei Originalpräparaten weiterhin rasch fort- 
schreitet. 


22. Abgeordneter 

Dr. Daniels 
(Regensburg) 

(DIE GRÜNEN) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die gemach- 
ten Erfahrungen mit den neuen §§ 103, 103 a des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
(GWB) der Vierten Kartellgesetznovelle vom 
1. Mai 1980, und plant die Bundesregierung eine 
Änderung des GWB? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Riedl 
vom 11. Juli 1988 


Mit der Vierten Kartellgesetznovelle sind im Ausnahmebereich Versor- 
gungswirtschaft (§§ 103, 103 a GWB) die Mißbrauchsaufsicht verbessert, 
die kartellrechtliche Freistellung von Demarkationsverträgen sowie aus- 
schließlichen Konzessions- und Verb und Verträgen auf 20 Jahre begrenzt 
und bei Verlängerungsanmeldungen von Demarkations- und Verbund- 
verträgen ein kartellbehördliches Transparenz verfahren eingeführt 
worden. 

Die Erfahrungen mit den neuen Regelungen sind unterschiedlich. Ein 
Schwerpunkt kartellbehördlicher Tätigkeit lag in der Mißbrauchsauf- 
sicht. Nach dem Ergebnis einer Umfrage des Bundesministeriums für 
Wirtschaft wurden in den ersten sechs Jahren seit 1. Mai 1980 insgesamt 
620 Verfahren gegen Elektrizitäts- und Gasversorgungsunternehmen 
wegen mißbräuchlicher Ausnutzung ihrer durch die Freistellung gemäß 
§ 103 Abs. 1 GWB erlangten Position, ein geleitet. Damit sind im wesentli- 
chen die Fälle erfaßt, in denen sich die Kartellbehörden zur Überprüfung 
von Verdachtsmomenten an die betroffenen Unternehmen wandten; die 
Zahl der förmlichen Verfahren ist erheblich niedriger. Im Vordergrund 
der Ermittlungen standen mißbräuchlich überhöhte Preise. Hinzu kam 
eine geringe Anzahl von Verfahren wegen Behinderung der Verwertung 
eigenerzeugter Energie sowie sonstiger Behinderungs- und Diskriminie- 
rungstatbestände. Verfahren betreffend die Durchleitung im Sinne von 
§ 103 Abs. 5 Satz 2 Nr. 4 GWB wurden nicht eingeleitet 

Lediglich in vier Fällen erging eine Mißbrauchsverfügung; alle übrigen 
abgeschlossenen Verfahren wurden eingestellt. In knapp einem Drittel 
der Fälle war zuvor der beanstandete Mißbrauch ganz oder teilweise 
abgestellt worden; überwiegend bestätigte sich der Mißbrauchsverdacht 
dagegen nicht. 

Die Kartellbehörden beurteilen die Vorschriften über die Mißbrauchsauf- 
sicht unterschiedlich. Dabei muß gesehen werden, daß Mißbrauchsrege- 
lungen von der Sache her nur begrenzte Wirkungen entfalten können. 
Die Bundesregierung gibt daher, soweit die Gegebenheiten es zulassen, 
wettbewerblichen Lösungen den Vorzug. 

Hinsichtlich der Laufzeitbegrenzung von Gebietsschutzverträgen nach 
§ 103 a Abs. 1 GWB, mit der ein Wettbewerb um Versorgungsgebiete 
angestrebt wurde, ist eine abschließende Beurteüung noch nicht möglich. 
Die weitaus überwiegende Mehrzahl dieser Verträge wird erst mit Ablauf 
der in § 103 a Abs. 4 GWB geregelten Übergangsfristen enden; d. h. im 
wesentlichen erst am 1. Januar 1995. Dies gilt insbesondere für den 
großen Bestand an Verträgen, die automatische Verlängerungsklauseln 
enthalten. Bisher ist es nur in ganz wenigen Fällen zu echten Wechseln in 
der Versorgungszuständigkeit gekommen. Dabei spielt auch eine Rolle, 
daß Konzessions- und Demarkationsverträge vielfach zeitlich nicht paral- 
lel auslaufen. 
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Das Transparenzverfahren nach § 103 a Abs. 2 und 3 GWB hat bisher 
kaum praktische Bedeutung erlangt. 

Das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen soll noch in dieser 
Legislaturperiode novelliert werden. Zur Beschleunigung der Arbeiten 
hat das Bundeskabinett in seiner Sitzung am 29. Juni 1988 Eckwerte 
verabschiedet, durch die der wesentliche Inhalt der Fünften Kartellge- 
setznovelle festgelegt wird. Danach soll im Bereich des Handels das 
kartellrechtliche Instrumentarium gegen Konzentration und Machtmiß- 
brauch verbessert und in den Ausnahmebereichen Banken und Versiche- 
rungen sowie Verkehr mehr Wettbewerb ermöglicht werden. Über die 
Behandlung der Vorschriften zur Versorgungswirtschaft wird im Zusam- 
menhang mit den energiepolitischen Gesprächen zur Verstromungsrege- 
lung-entschieden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


23. Abgeordneter Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 

Kreuzeder rung zu treffen, um das sogenannte Einflaggen 

(DIE GRÜNEN) ausländischer Unternehmen in die bundesdeut- 

schen Fangquoten zu stoppen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Geldern 
vom 5. Juli 1988 

Die von der Kommission der EG erlassene Entscheidung über die Festle- 
gung von Kapazitätsobergrenzen für die Fischereiflotte der Bundesrepu- 
blik Deutschland hat die Notwendigkeit zum Erlaß ergänzender Vor- 
schriften über die Zulassung zur Fischerei auf die deutschen Quoten mit 
sich gebracht. Erste Maßnahmen dieser Art hat das Bundesamt für Ernäh- 
rung und Forstwirtschaft mit entsprechenden Bekanntmachungen von 
Anfang 1988 getroffen. Es erscheint jedoch angebracht, ergänzende 
gesetzliche Regelungen zu treffen, um das im Gemeinschaftsrecht vorge- 
gebene Ziel der „relativen Stabilität 1 ' der deutschen Fischwirtschaft auf 
der Grundlage der der Bundesrepublik Deutschland zugeteilten Fang- 
quoten auch langfristig zu sichern. Die entsprechenden Vorarbeiten sind 
derzeit weitgehend abgeschlossen. 

Welche Maßnahmen ergreift die Bundesregie- 
rung, auch gemeinsam mit den betroffenen Län- 
dern, um die drohenden Arbeitsplatzverluste in 
der bundesdeutschen Fischerei zu verhindern, 
die bei der Einführung eines „internationalen" 
Zweitregisters (u. a. durch die Einstellung von 
niedrig bezahlten ausländischen Seeleuten an 
Stelle von tariflich zu entlohnenden deutschen 
Arbeitnehmern) zu erwarten sind, und sieht sie 
eine Möglichkeit darin, durch Auflagen bei der 
Vergabe von Fördermitteln für ausländische Ge- 
sellschaften regionale Arbeitsplätze in Fischerei 
und in der Weiterverarbeitung zu erhalten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Geldern 
vom 5. Juli 1988 

Die Einführung eines internationalen Zweitregisters ist vorgesehen in 
dem Entwurf eines Gesetzes zur Einführung eines Seeschiffahrtsregisters 
für deutsche Handelsschiffe im internationalen Verkehr (Internationales 
Seeschiffahrtsregister, Drucksache 11/2161 vom 20. April 1988). 


24. Abgeordneter 
Kreuz eder 
(DIE GRÜNEN) 
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Wie sich aus der Überschrift und aus Artikel 1 Nr. 1 des Gesetzentwurfs 
ergibt, sollen Kauffahrteischiffe die Möglichkeit der Eintragung in das 
Internationale Seeschiffahrtsregister erhalten, die im internationalen Ver- 
kehr betrieben werden. In der Begründung des Gesetzentwurfs zu Arti- 
kel 1 Nr. 1 wird klargestellt, daß der Begriff „Betrieb von Handelsschiffen 
im internationalen Verkehr" Kauffahrteischiffe zum Gegenstand hat, die 
internationale Beförderungsleistungen erbringen. Dieser Begriff erstreckt 
sich nicht auf Fischereifahrzeuge, so daß deren Eintragung in das Interna- 
tionale Seeschiffahrtsregister nicht in Betracht kommt. 

Die Bundesregierung wird sich im weiteren Gesetzgebungsvorhaben 
daher erneut dafür verwenden, daß es bei dieser Lösung bleibt. 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß größere 
Mengen an Frostfisch aus Südafrika kommend 
auf dem Container-Terminal in Bremerhaven 
umgepackt und umdeklariert nach Australien 
und in die USA verschifft werden, und gedenkt 
die Bundesregierung Maßnahmen zu ergreifen, 
um eine Irreführung der Verbraucher durch eine 
solche Umdeklarierung zu verhindern? 

Wie bewertet die Bundesregierung diese Vor- 
gänge auch angesichts der Tatsache, daß in den 
Ländern Australien und USA gerade für diese 
Produkte Einfuhrboykottgesetze in Vorbereitung 
sind, und ist die Bundesregierung bereit, die 
Umgehung dieser Boykottgesetze durch geeig- 
nete eigene Maßnahmen zu verhindern? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Geldern 
vom 5. Juli 1988 


25. 


Abgeordneter 
Kreuzeder 
(DIE GRÜNEN) 


26. 


Abgeordneter 
Kreuzeder 
(DIE GRÜNEN) 


Der zuständige Senator des Landes Bremen hat auf eine Parlamentsan- 
frage in der gleichen Angelegenheit ausgeführt: 

„Die Bremer Lagerhaus- Gesellschaft hat erstens Frostfisch aus Südafrika 
im Auftrag der Hapag-Lloyd AG umgepackt und auf Schiffe der Konfe- 
renz ANCES, in der auch Hapag-Lloyd fährt, zum Transport nach Austra- 
lien verladen; zweitens, Frostfisch aus Südafrika vor Insolvenz der United 
States Line in deren Auftrag in Bremerhaven umgepackt und auf dem 
Seeweg nach unterschiedlichen Bestimmungsorten verladen. Die unter 
eins und zwei genannten Reedereien haben oder hatten keinen Südafri- 
kadienst und haben unter anderem auch Bremerhaven als Transithafen 
genutzt. Solche Transitverschiffungen erfolgten nach Auskünften der 
Bremer Lagerhaus-Gesellschaft auch über die Rheinmündungshäfen Rot- 
terdam und Antwerpen. 

Die Bremer Lagerhaus-Gesellschaft hat weiter mitgeteilt, daß im Jahr 
1988 derartige Transporte bislang über ihre Anlagen nicht abgewickelt 
worden sind. 

Für das Land Bremen steht unzweifelhaft fest und das Land wird gewähr- 
leisten, daß alle Unternehmen in den bremischen Häfen sich an Recht 
und Gesetz halten. Sobald also Rechtsverhältnisse auftreten in den USA 
und in Australien, wie sie in Vorbereitung sind, wird man genau zu 
überprüfen haben, ob diese Rechtsverhältnisse befreundeter Länder 
nicht Einwirkungen auch auf das deutsche Recht haben und dies wie- 
derum dann die Gesellschaften dazu zwingt, derartige Dinge wie hier 
beschrieben zu unterlassen. " 

Im übrigen weise ich auf die Haltung der Bundesregierung hin, die sie in 
der Antwort vom 23. Mai 1986 auf die Kleine Anfrage der Fraktion der 
SPD zur Verwirklichung der Südafrika-Beschlüsse der Europäischen 
Gemeinschaft (Drucksache 10/555 vom 27. Mai 1986) dargelegt hat. 
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27. Abgeordneter 

Volmer 

(DIE GRÜNEN) 


In welchem Umfang (mengen- und wertmäßig) 
hat die Europäische Gemeinschaft 1987 Nah- 
rungsmittelhilfe geleistet? 


28. 


Abgeordneter 

Volmer 


(DIE GRÜNEN) 


In welchem Maße wurde dabei auf regionale 
Getreidevorräte ( „ Dreieckskooperation " ) zurück- 
gegriffen oder Mittel für die „landwirtschaftliche 
Strukturhilfe “ umgewidmet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Geldern 
vom 5. Juli 1988 

1. Die EG-Nahrungsmittelhilfe 1987 stellt sich mengen- und wertmäßig 
wie folgt dar: 





Wert 



Menge 

MECU 

Millionen 



Tonnen 

DM 

1.1 

Getreide 

1520 600 

166,4 

344,4 

1.2 

Magermilchpulver 

94100 

85,4 

176,8 

1.3 

Butteröl 

27 300 

43,3 

89,6 

1.4 

Pflanzenöl 

34 000 

24,0 

49,7 

1.5 

Zucker 

11000 

2,3 

4,8 

1.6 . 

andere Nahrungsmittel: 
Hülsenfrüchte 

38000 

1,2 

2,5 


Trockenfisch 

1000 

0,5 

1,0 

1.7 

Flüchtlingskommissar 
der Vereinten Nationen 


4,0 

8,3 

1.8 

Transport 


139,1 

288,0 

1.9 

Sonstiges 

(Koordinationskosten, 
Desinfektion etc.) 


2,0 

4,14 

1.10 

Warnsystem 


10,0 

20,7 

1.11 

Ablösungsmaßnahmen, 
siehe Ziffer 3. 





Insgesamt 


478,2 

989,94 


2. In folgendem Umfang wurden sogenannte Dreiecksoperationen (Auf- 
kauf der für die Nahrungsmittelhilfe benötigten Nahrungsmittel in 
Entwicklungsländern mit Überschußsituation) getätigt: 


Menge 

Tonnen 

Produkt 

w 

MECU 

ert 

Millionen 

DM 

auf gekauft in 

511 

Weißmais 

0,13 

0,27 

Costa Rica 

431 

Weißmais 

0,9 

1,86 

Honduras 

1850 

Weißmais 

0,35 

0,72 

Kenia 

2 629 

Weißmais 

0,31 

0,64 

Malawi 

85 005 

Weißmais 

14,9 

30,84 

Simbabwe 

29 550 

Sorghum 

3,6 

7,45 

Sudan 

21293 

Reis 

5,3 

10,97 

Thailand 


Insgesamt 

25,49 

! i 

52,75 
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3. In folgenden Fällen wurden die für die Nahrungsmittelhilfe-Lieferung 
vorgesehenen Mittel im Rahmen der Maßnahmen zur Ablösung der 
Nahrungsmittelhilfe für die landwirtschaftliche Strukturhilfe umge- 
widmet: 




Wert 

Empfängerland 

(Getreidegegenwert) 

Tonnen 

MECU 

Millionen 

DM 

Senegal 

(10 000) 

1,09 

2,26 

Tschad 

(15 000) 

1,64 

3,39 

Mali 

(20 000) 

1,60 

3,31 

Tansania 

( 5 000) 

0,76 

1,57 


Insgesamt 

5,09 

10,53 


Mit diesen Maßnahmen wurden Entwicklungsvorhaben im Bereich der 
Landwirtschaft und Ernährung dieser Länder finanziert, die zuvor erklärt 
hatten, auf einen Teil der geplanten Nahrungsmittelhilfe-Liefermengen 
gemäß dem Programm des Haushaltsjahres verzichten zu können, weil 
die Selbstversorgung gesichert war. 


Geschäftsbereich des Bundesministers 
für innerdeutsche Beziehungen 


29. Abgeordnete 

Frau 

Terborg 

(SPD) 


Wann wurde zuletzt mit der DDR über die Öff- 
nung zusätzlicher Grenzübergänge zur DDR ge- 
sprochen, und was war die Reaktion der DDR? 


30. Abgeordnete Um welche möglichen Übergänge handelt es 

Frau sich? 

Terborg 

(SPD) 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Priesnitz 
vom 8. Juli 1988 

Mit der DDR ist in der vergangenen Zeit wiederholt über die Öffnung und 
erweiterte Nutzung zusätzlicher Grenzübergänge gesprochen worden. In 
der Frage der Zulassung neuer Grenzübergänge hat sich die DDR bisher 
leider zurückhaltend gezeigt; sie ist der Auffassung, die verkehrlichen 
Entwicklungen rechtfertigten nicht die Öffnung neuer Übergänge. 
Soweit sie sich bereit erklärt hat, z. B.über die erweiterte Nutzung der 
Übergänge Eußenhausen/Meiningen und Rottenbach/Eisfeld auch durch 
den Güterverkehr zu sprechen, hat sie Ausbau- und Erweiterungsmaß- 
nahmen und damit finanzielle Aufwendungen für erforderlich gehalten, 
deren Notwendigkeit die Bundesregierung bezweifelt. 

Im Anschluß an den Besuch von Generalsekretär Honecker in der Bun- 
desrepublik Deutschland wurde mit der DDR über die Offenhaltung des 
Grenzübergangs Staaken auch für den Transitverkehr zwischen Berlin 
(West) und dem übrigen Bundesgebiet gesprochen; wegen einer dreistel- 
ligen Millionenforderung der DDR wurden die Gespräche aber nicht 
fortgeführt. Die Möglichkeiten für einen ^üdübergang in Berlin (West) 
sind in Kontakten Berlins mit DDR- Stellen angesprochen worden. 

Die Frage der Öffnung neuer Grenzübergänge war auch Gegenstand 
eines Meinungsautausches, den Bundesminister Dr. Warnke anläßlich 
seines Besuchs in Berlin (Ost) am 30. Juni 1988 hatte. Bundesminister 
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Dr. Warnke machte deutlich, daß die Verbesserung des Eisenbahnver- 
kehrs von und nach Berlin (West) Priorität habe, die Straßenverkehrspro- 
jekte aber mittelfristig im Auge behalten würden. 


31. Abgeordneter 

Hiller 

(Lübeck) 

(SPD) 


Sind der Bundesregierung Klagen aus der Bevöl- 
kerung sowohl über angeblichen Mißbrauch als 
auch über die zu geringe Höhe des sogenannten 
Begrüßungsgeldes bekannt, und wie ist sie sol- 
chen Klagen bislang begegnet? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Priesnitz 
vom 7. Juli 1988 


Der Bundesregierung sind aus der Bevölkerung vereinzelt Fälle berichtet 
worden, in denen die Bargeldhilfe u. a. von Besuchern aus der DDR 
ungerechtfertigt in Anspruch genommen worden ist. Obwohl es sich 
hierbei nur um Ausnahmen handelt, wird in Verbindung mit den Ländern 
die Notwendigkeit und die Möglichkeit des Ausschlusses solcher Miß- 
brauchsfälle geprüft. 

Der Bundesregierung sind auch Klagen von Bundesbürgern über eine zu 
geringe Höhe des an Besucher aus der DDR gezahlten Begrüßungsgeldes 
bekannt. Die Bundesregierung hat in diesen Fällen an die Hilfsbereit- 
schaft der Gastgeber, insbesondere der in der Bundesrepublik Deutsch- 
land lebenden Verwandten und Bekannten, appelliert und gleichzeitig 
um Verständnis dafür gebeten, daß eine erneute Erhöhung des 1987 auf 
100 DM angehobenen Begrüßungsgeldes gegenwärtig nicht in Betracht 
gezogen werden kann. 


32. Abgeordneter 

Hiller 

(Lübeck) 

(SPD) 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Priesnitz 
vom 7. Juli 1988 

Die Bundesregierung ist sich bewußt, daß vermehrte Besucher aus der 
DDR die private Hüfsbereitschaft solcher Bundesbürger zum Teil finan- 
ziell überfordern, die über ein geringes Einkommen oder über Renten 
verfügen. Mit der Erhöhung des Begrüßungsgeldes auf 100 DM sollte ein 
kleiner Ausgleich geschaffen werden. Die Leistungen der Bundesregie- 
rung sind auch im Zusammenhang u. a. mit den notwendigen medizini- 
schen Hüfen bei akuten Erkrankungen Einreisender und Reisebeihüfen 
zu sehen. Weitere Hilfen sind gegenwärtig leider nicht möglich. 

Die eigentlichen Ursachen für die finanziellen Belastungen der Gastge- 
ber liegen darin, daß den Besuchern aus der DDR ein angemessener 
Geldumtausch in der DDR verwehrt ist. 


Was beabsichtigt die Bundesregierung ange- 
sichts des Umstandes zu unternehmen, daß viele 
Bundesbürger, die nur über geringe Einkommen 
oder Renten verfügen, vermehrte Besuche aus 
der DDR nicht mehr finanzieren können? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung 


33. Abgeordnete 

Frau 

Wieczorek-Zeul 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß Herr Prof. 
Valentin, Vorsitzender der Sektion Arbeitsmedi- 
zin des Ärztlichen Sachverständigenbeirates 
beim Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung, im Jahre 1972 von der Asbestindustrie 
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34. Abgeordnete 

Frau 

Wieczorek-Zeul 

(SPD) 


35. Abgeordnete 

Frau 

Wieczorek-Zeul 

(SPD) 


36. Abgeordnete 

Frau 

Wieczorek-Zeul 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 7. Juli 1988 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß Prof. Valentin, Vorsitzender der 
Sektion „Arbeitsmedizin" des Ärztlichen Sachverständigenbeirats beim 
Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung als Berater und Gut- 
achter für Industrieverbände tätig ist. Inhalt und Umfang dieser Tätigkei- 
ten im einzelnen sind nicht bekannt. Insbesondere sind der Bundesregie- 
rung die Errichtung, Zusammensetzung, Zielsetzung und Aufgaben eines 
in der angesprochenen Fernsehsendung genannten „vertraulichen Bera- 
terkreis" der asbestverarbeitenden Industrie nicht bekannt. 

Im Berufskrankheitenverfahren werden ärztliche Gutachter durch den 
Unfallversicherungsträger oder den staatlichen Gewerbearzt beauftragt. 
Im Sozialgerichtsverfahren bestimmt das Gericht - häufig auf Vorschlag 
oder im Einvernehmen mit dem Versicherten - den Gutachter. Die fachli- 
che Tätigkeit eines Arbeitsmediziners auch als Gutachter oder Berater für 
Regierung, Gewerkschaften, Industrie, Berufsgenossenschaften oder 
andere Auftraggeber kann allein nicht Anlaß sein, seine Unabhängigkeit 
als Gutachter im individuellen Einzelfall in Zweifel zu ziehen ; dies gilt 
auch und erst recht, wenn jemand gerade wegen seiner anerkannten 
Fachkompetenz zum Obergutachter bestellt wird. 

Wie bereits in der Antwort auf die Frage des Abgeordneten Müller 
(Düsseldorf) dargelegt wurde, liegen dem Bundesministerium für Arbeit 
und Sozialordnung für die in der Sendung zum Ausdruck gebrachten 
Zweifel an der Objektivität von Prof. Valentin keine begründeten 
Anhaltspunkte vor. Der Umstand, daß Mitglieder des Ärztlichen Sachver- 
ständigenbeirats wegen ihrer besonderen Fachkenntnisse als Gutachter 
und Berater für unterschiedliche gesellschaftliche Gruppierungen heran- 
gezogen werden, steht für sich allein ihrer Mitarbeit in diesem Gremium 
nicht entgegen. 


zum Vorsitzenden eines „vertraulichen Berater- 
kreises der asbestverarbeitenden Industrie" be- 
stellt wurde, der nach Ausführung in der ARD- 
Sendung „Gesucht wird - Gift am Arbeitsplatz" 
vom 14. April 1988 die Zielsetzung hatte, so et- 
was wie ein Gegengewicht gegen die sogenann- 
ten Asbestärzte und die Anti-Asbest-Kampagne 
in den Medien zu sein? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß es wesent- 
liche Aufgabe dieses Beraterkreises war, die we- 
gen der großen Gesundheitsgefahren bei der As- 
bestverarbeitung aufgekommene Kritik an einer 
weiteren Verarbeitung von Asbest sowie die 
Verbotsforderungen zurückzudrängen? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die 
Unabhängigkeit des ärztlichen Gutachters ge- 
wahrt ist, wenn Herr Prof. Valentin weiterhin als 
Obergutachter in berufsgenossenschaftlichen 
Feststellungsverfahren in Sachen asbestbeding- 
ter Berufskrankheiten fungiert? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die 
Leitung und Mitarbeit in der Sektion Arbeitsme- 
dizin des Ärztlichen Sachverständigenbeirates 
beim Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung mit der gleichzeitigen bezahlten Beratung 
des Wirtschaftsverbandes Asbest vereinbar ist? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


37. Abgeordneter 
Kossendey 
(CDU/CSU) 


Wie viele Ausbildungsplätze werden im Bereich 
des Bundesministeriums der Verteidigung in den 
einzelnen Bundesländern bereitgestellt, und 
sind alle diese Ausbildungsplätze besetzt? 


38. Abgeordneter 
Kossendey 
(CDU/CSU) 


Wie viele Ausbildungsplätze gibt es im diesem 
Bereich getrennt nach Ausbildungsberufen und 
Teilstreitkräften? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Pfahls 
vom 11. Juli 1988 

Bei der Bundeswehr waren am 1. September 1987 7 262 Jugendliche in 
Ausbildung. Sie verteilten sich auf die einzelnen Bundesländer wie folgt: 


Schleswig-Holstein 

1334 

Hamburg 

98 

Niedersachsen 

1989 

Bremen 

58 

Nordrhein- Westfalen 

774 

Rheinland-Pfalz 

578 

Saarland 

140 

Hessen 

278 

Baden- Württemberg 

400 

Bayern 

1613 


Alle bereitgestellten Ausbildungsplätze waren besetzt. 

Die Aufteilung der Ausbildungsplätze nach Ausbildungsberufen und 
Teilstreitkräften in den einzelnen Bundesländern ergibt sich aus den 
Anlagen 1 bis 10.*) 

39. Abgeordneter 
Dr. Lammert 

(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung der Ruhr-Nachrichten vom 
22. Juni 1988 zu, nach der der Bundesminister 
der Verteidigung sechzehn Berufs- und Zeitsol- 
daten von ihrem Dienst von Heer, Luftwaffe und 
Marine seit dem Herbst des vergangenen Jahres 
freigestellt hat mit dem Zweck, in einem eigens 
dafür eingerichteten „Trainingslager" einer 
Dortmunder Kaserne sich auf die in diesem 
Herbst stattfindende „Olympiade der Köche" in 
Frankfurt/Main vorzubereiten, und gibt es ähnli- 
che Freistellungen auch für Pianisten, Literaten, 
Angler, Waldläufer und ähnlichem? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Pfahls 
vom 11. Juli 1988 

Köche der Bundeswehr beteiligen sich zum wiederholten Male an diesem 
Wettbewerb. Bei den Wettbewerben 1960, 1964, 1968 und 1976 wurden 
von Teilnehmern der Bundeswehr zwanzig Gold-, acht Silber- und eine 
Bronzemedaille gewonnen. 


*) Vom Abdruck der Anlage wurde auf Grund der Nummer 13 Satz 2 in Verbin- 
dung mit Nummer 1 Satz 3 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die Fragestunde 
und für die schriftlichen Einzelfragen abgesehen. 
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In diesem Jahr erstreckt sich der Wettbewerb erstmalig auch auf den 
Bereich der Truppenverpflegung. An der Veranstaltung nehmen eben- 
falls sechs Mannschaften aus den verbündeten Streitkräften teil. Um 
vergleichbar erfolgreich wie bei den zurückliegenden Teilnahmen 
abschneiden zu können, wurde in Zusammenarbeit von Berufsförde- 
rungsdienst Unna und Industrie- und Handelskammer (IHK) Dortmund 
ein Trainingsprogramm entwickelt, das über den Zeitraum vom 19. Sep- 
tember 1987 bis zum 25. September 1988 hinweg einzelne Trainingsab- 
schnitte (zusammengenommen 48 Tage) bei der IHK Dortmund vorsieht. 
Zu Beginn des Trainings waren sechzehn Küchenmeister der Bundes- 
wehr (zwei Berufssoldaten, vierzehn Soldaten auf Zeit) aus allen Teil- 
streitkräften gemeldet; im Verlauf der Trainingseinheiten reduzierte sich 
ihre Zahl auf elf. 

Im Rahmen dienstlicher Abkömmlichkeiten werden die Soldaten zur 
Teünahme kommandiert; in Einzelfällen wurde sogar freiwillig Jahresur- 
laub in Anspruch genommen. Insofern gibt die Pressemeldung lediglich 
die Ausgangssituation zutreffend wieder. 

Aus Sicht des Berufsförderungsdienstes der Bundeswehr ist ein solches 
Trainingsprogramm in Verbindung mit der zu erwartenden erfolgreichen 
Teilnahme an der Internationalen Kochkunstausstellung (IKA) höchst 
sinnvoll. Zum einen wird einer breiten Öffentlichkeit (rund 100000 Besu- 
cher) und Fachleuten aus Bereichen Kochkunst und Gastronomie demon- 
striert, in welche Leistungskategorien mit Hüfe des Berufsförderungs- 
dienstes der Bundeswehr ausgebildete, geprüfte Küchenmeister einzu- 
ordnen sind, zum anderen werden durch öffentlich sichtbare Erfolge die 
Wiedereingliederungschancen ausscheidender Soldaten auf Zeit in die- 
ser Berufssparte nachhaltig erhöht. Nicht meßbar, aber von Bedeutung 
dürfte die Auswirkung auf die Bereitschaft junger Menschen sein, freiwil- 
lig längere Zeit in den Streitkräften zu dienen, wenn erkennbar ist, daß 
die Bundeswehr ernsthaft die Chance zur beruflichen Spitzenqualifika- 
tion bietet. Dem Bundesminister der Verteidigung sind Freistellungen 
vom Dienst zu ähnlichen Anlässen als der hauptsächlich angesprochenen 
Teilnahme an der alle vier Jahre stattfindenden IKA nicht bekannt. 

40. Abgeordneter 
Lowack 
(CDU/CSU) 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Pfahls 
vom 7. Juli 1988 

Zur Prüfung der vom „STERN" erhobenen Vorwürfe haben im Militäri- 
schen Abschirmdienst (MAD) umfangreiche Untersuchungen stattgefun- 
den. Dabei sind Akten gesichtet, MAD-Angehörige gehört und dienstli- 
che Erklärungen eingeholt worden. Für die Richtigkeit der vom „STERN" 
aufgestellten Behauptungen hat sich hierbei nicht der geringste Anhalts- 
punkt ergeben. So ist es insbesondere auch unwahr, daß der MAD im 
Wahlkampf 1986/87 führende SPD-Politiker überwacht, Detekteien mit 
der Überwachung beauftragt oder sich durch Abstellen von Personal an 
der Überwachung (durch andere Stellen) beteiligt hat. 

Zwischenzeitlich hat der Bundesminister der Verteidigung einen Anwalt 
beauftragt, eine Abmahnung an den „STERN" zu richten und bei Erfolg- 
losigkeit Unterlassungs- und Widerrufsklage zu erheben. 

Darüber hinaus hat der Bundesminister der Verteidigung am 29. Mai 
1988 gegenüber den im „STERN" genannten SPD- Politikern in persönli- 
chen Schreiben nochmals ausdrücklich festgestellt, daß die Unterstellun- 
gen des „STERN" jeder Grundlage entbehren. 


Ist mittlerweile erwiesen, daß von der MAD- 
Gruppe III, die vom Magazin „Stern" verdäch- 
tigt wurde, die SPD-Parlamentarier Johannes 
Rau und Björn Engholm bespitzelt und observiert 
zu haben, keine derartigen Maßnahmen vorge- 
nommen wurden? 
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41. Abgeordneter 
Lowack 
(CDU/CSU) 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Pfahls 
vom 7. Juli 1988 

Hierzu ist vorausschickend zu bemerken, daß die der Frage zugrundelie- 
genden Sachverhalte zum Teil Gegenstand noch anhängiger Disziplinar- 
bzw. Beschwerdeverfahren sind und dies bei der nachfolgenden Beant- 
wortung zu berücksichtigen war. 

Zunächst ist richtigzustellen, daß nur H. aus dem Militärischen Abschirm- 
dienst (MAD) herausgelöst wurde. L. hingegen gehört dem MAD noch 
an ; er ist allerdings seit Oktober 1987 als dauernd dienstunfähig erkrankt 
und leistet seit diesem Zeitpunkt keinen Dienst. Er tritt mit Ablauf des 
31. Juli 1988 gemäß § 44 Abs. 3 Soldatengesetz in den Ruhestand. 

Im Jahr 1985 wurde bekannt, daß H. und L. außerhalb des Dienstes, also 
rein privat, für die Auskunfteien bzw. Agenturen ihrer Ehefrauen tätig 
geworden waren. Diese führten - wie in diesem Zusammenhang eben- 
falls bekannt wurde - als Subunternehmer auch Aufträge für ein Düssel- 
dorfer Detektivbüro durch. H. und L. hatten es unterlassen, bei ihren 
Disziplinarvorgesetzten die nach dem Gesetz für die Ausübung einer 
entgeltlichen oder unentgeltlichen Nebentätigkeit erforderliche Geneh- 
migung einzuholen. Eine solche wäre Ihnen auf Grund der hier anzuneh- 
menden Kollision mit dienstlichen Interessen nicht erteilt worden. Beiden 
Soldaten wurde seinerzeit schriftlich jedwede nebenberufliche Ermitt- 
lungs- und Beobachtungstätigkeit - auch im Unternehmen ihrer Ehe- 
frauen - untersagt. 

Im November 1987 ergaben sich konkrete Anhaltspunkte dafür, daß H. 
Ende Januar 1987 in Rheinland- Pfalz, entgegen des ausdrücklichen 
Befehls seines Disziphnarvorgesetzten aus dem Jahr 1985, jedwede 
nebenberufliche Ermittlungs- und Beobachtungstätigkeit zu unterlassen, 
erneut ermittelnd tätig geworden war. Durch dieses Verhalten hat sich H. 
bezüglich seiner Vertrauenswürdigkeit Zweifeln ausgesetzt, die ein 
sofortiges Heräuslösen aus dem MAD erforderlich machten. Den Fürsor- 
gebelangen ist dabei voll Rechnung getragen worden. H. wurde in einer 
anderen Dienststelle am bisherigen Standort eingesetzt. 


Läßt sich aus dem Herauslösen der beiden MAD- 
Angehörigen N. H. und R. L. ableiten, daß hier 
ein Verstoß gegen die besonderen Dienstpflich- 
ten von Angehörigen der Nachrichtendienste 
Vorgelegen hat, und sind die Gebote der Fürsor- 
ge seitens der Vorgesetzten dieser beiden lang- 
jährigen MAD- Angehörigen in diesem Verfah- 
ren beachtet worden? 


42. Abgeordneter 

Kroll-Schlüter 

(CDU/CSU) 


Mit wie vielen Flügen wird die Gemeinde Möh- 
nesee in den einzelnen Monaten dieses Jahres 
belastet bzw. noch belastet werden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Pfahls 
vom 11. Juli 1988 

Angaben über den Gesamtumfang des militärischen Flugbetriebs im 
Gebiet der Gemeinde Möhnesee liegen nicht vor, da derartige ortsbezo- 
gene Auswertungen nicht erfolgen. 


43. Abgeordneter 

Kroll-Schlüter 

(CDU/CSU) 


Wie viele Tiefflüge wurden über dem Gemein- 
degebiet Möhnesee in den einzelnen Monaten 
des vergangenen Jahres durchgeführt? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Pfahls 
vom 11. Juli 1988 

Tiefflüge militärischer Strahlflugzeuge werden nur bei bestimmten Wet- 
termindestbedingungen durchgeführt, dadurch unterliegt das Tiefflug- 
aufkommen starken täglichen und monatlichen Schwankungen. Im 
Monatsdurchschnitt erfolgen etwa 200 Tiefflüge im Bereich um die 
Gemeinde Möhnesee. Eine detailliertere, ortsbezogene Erfassung dieser 
Tiefflüge wird nicht durchgeführt. 


44. Abgeordneter Besteht berechtigte Hoffnung, daß sich die Zahl 

Kroll-Schlüter der Tiefflüge über der Gemeinde Möhnesee, 

(CDU/CSU) z. B. durch den verstärkten Einsatz von Flugsi- 

mulatoren, in den nächsten zwei Jahren spürbar 
reduzieren läßt? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Pfahls 
vom 11. Juli 1988 

Das Tiefflugaufkommen über der Bundesrepublik Deutschland wurde 
von 1980 bis 1986 um etwa ein Viertel reduziert. Möglichkeiten einer 
weiteren Reduzierung, z. B. durch den verstärkten Einsatz hochmoderner 
Simulatoren, werden ständig geprüft. Mit Nachdruck geprüft wird zur 
Zeit auch eine zusätzliche Verlagerung von Tiefflügen ins Ausland und 
eine bessere Verteüung der Flüge über dem insgesamt nutzbaren Gebiet 
der Bundesrepublik Deutschland. Es ist zu erwarten, daß diese Bemühun- 
gen auch im Gebiet der Gemeinde Möhnesee zu einer Minderung der 
Fluglärmbelastung führen werden. 


45. Abgeordnete 

Frau 

Saibold 

(DIE GRÜNEN) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß der 
Marktgemeinderat von Windorf im Landkreis 
Passau bereits im November 1987 einstimmig die 
Aufnahme des von der Bundeswehr in dieser 
Gemeinde geplanten Pionierwasserübungsplat- 
zes in den Flächennutzungsplan abgelehnt hat? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Pfahls 
vom 11. Juli 1988 


Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Marktgemeinde Windorf das 
Bauvorhaben der Bundeswehr von der Aufnahme in den Flächennut- 
zungsplan ausgenommen hat. Die Gemeinde hat aber ihre Zustimmung 
letztlich vom Ausgang des eingeleiteten wasserrechtlichen Planfeststel- 
lungsverfahrens abhängig gemacht. 


46. Abgeordnete 

Frau 

Saibold 

(DIE GRÜNEN) 


War bzw. ist das Bundesministerium der Vertei- 
digung bereit, aus diesem einstimmigen Be- 
schluß des Windorf er Marktgemeinderates 
Konsequenzen zu ziehen, und falls nein, warum 
nicht? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Pfahls 
vom 11. Juli 1988 


Konsequenzen waren bisher nicht zu ziehen. Das Wasserrechtsverfahren 
ist bisher nicht abgeschlossen. 

Das Gesamtvorhaben Pionierübungsplatz - Wasser - in Windorf wird 
derzeit auf der Grundlage der Heeresstruktur 2000 überprüft. Das 
abschließende Ergebnis wird nicht vor Mitte 1989 erwartet. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Jugend, 

Familie, Frauen und Gesundheit 

Gibt es noch Bundesländer, in denen Altenpfle- 
geschüler ihre Ausbildung selbst bezahlen müs- 
sen, und bestehen Überlegungen im Bundesmi- 
nisterium für Jugend, Familie, Frauen und Ge- 
sundheit, hier eine bundeseinheitliche Regelung 
zu organisieren? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeiler 
vom 6. Juli 1988 

Es gibt noch Bundesländer, in denen Altenpflegeschulen zur Deckung 
der Kosten des theoretischen Unterrichts Schulgeld erheben müssen. 
Sofern Altenpflegeschüler keine Ansprüche nach dem Bundesausbil- 
dungsförderungsgesetz oder dem Arbeitsförderungsgesetz haben, müs- 
sen sie zusätzlich ihren Lebensunterhalt selbst tragen. 

Für die Regelung der Altenpflegeausbildung und deren Finanzierung 
sind die Bundesländer zuständig, da diese Ausbildung auf schulischem 
Wege erfolgt. Eine Kompetenz des Bundes für eine bundeseinheitliche 
Regelung ist daher nicht gegeben. 


47. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Segall 

(FDP) 


48. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Segall 

(FDP) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 6. Juli 1988 

Der Diskussionsentwurf eines Gesetzes zur Änderung des Heimgesetzes 
sieht die Bestellung eines Heimfürsprechers nur insoweit vor, als die 
Bildung eines Heimbeirats gescheitert ist. Da Heimbeiräte nur in Einrich- 
tungen mit mindestens sechs Bewohnern gebildet werden, kommt für 
Heime mit weniger Bewohnern die Bestellung eines Heimfürsprechers 
nicht in Betracht. 

Die Bundesregierung wird jedoch noch prüfen, ob in diesen Einrichtun- 
gen das Institut des Heimfürsprechers zumindest auf die Fälle ausge- 
dehnt werden sollte, in denen Bewohner wegen Krankheit oder Behinde- 
rung ihre Interessen gegenüber dem Heimträger nicht wahrnehmen 
können. Der Heimfürsprecher hätte dann dieselben Kompetenzen wie 
ein Heimbeirat. 


Gibt es Bestrebungen seitens des Bundesmini- 
steriums für Jugend, Familie, Frauen und Ge- 
sundheit, in Heimen bis zu fünf Heimbewohnern 
einen persönlichen Fürsprecher für die Heimbe- 
wohner zu installieren, und welche Kompeten- 
zen sollte er in diesen kleinen Häusern über- 
nehmen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


49. Abgeordneter 
Wüppesahl 
(fraktionslos) 


In welchem Stadium befand sich die eingeleitet 
gewesene Planung für die Fortführung der A 25 
bzw. B 5 bis zur B 404 nördlich von Geesthacht, 
die nur deshalb abgebrochen worden ist, weü 
sich die Ratsversammlung der Stadt Geesthacht 
dagegen ausgesprochen hat, und wie wird mit 
den fertiggestellten Teüen weiter umgegangen? 


26 



Deutscher Bundestag —11. Wahlperiode 


Drucksache 11/2673 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Knittel 
vom 7. Juli 1988 

Die bereits eingeleitete und nunmehr abgebrochene Planung für die 
zweistreifige Fortführung der B 5 bis zur B 404 nördlich von Geesthacht 
befand sich im Stadium des Vorentwurfes. Von einer Wiederaufnahme 
der Entwurfsarbeiten ist zunächst die weitere Verkehrsentwicklung in 
diesem Raum abzuwarten. 


50. Abgeordneter 

Weiss 

(München) 

(DIE GRÜNEN) 


Welche besonderen Eigenschaften rechtfertigen 
den Bau und die Installation von Lärmschutz- 
wänden aus tropischen Holzern in der Bundes- 
republik Deutschland und wie sieht die Bundes- 
regierung diese Verwendung unter ökologi- 
schem Aspekt? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Knittel 
vom 7. Juli 1988 

Tropische Hölzer zeichnen sich durch besondere Härte, Witterungsbe- 
ständigkeit und Feuerresistenz aus, die in den siebziger Jahren fast 
ausschließlich zur Verwendung dieser Hölzer bei Lärmschutzwänden aus 
Holz geführt haben. Bereits 1981 sind die Vorschriften für Lärmschutz- 
wände, unter anderem aus ökologischen Überlegungen, so geändert 
worden, daß auch heimische Hölzer eingesetzt werden können. Soweit es 
der Bundesregierung bekannt ist, errichten die Straßenbaubehörden der 
Länder, die im Auftrag des Bundes die Straßen bauen und verwalten, 
heute kaum noch Lärmschutzwände aus tropischen Hölzern. 


Teilt die Bundesregierung die Meinung der Ak- 
tionsgemeinschaft Umweltschutz Südpfalz e. V. 
sowie vieler Befürworter/innen des Öffentlichen 
Verkehrs, daß beim Neubau der geplanten Ei- 
senbahnbrücke zwischen Maximiliansau und 
Karlsruhe unbedingt zweigleisig ausgebaut wer- 
den muß, und wenn ja, wie will die Bundesregie- 
rung sich dafür einsetzen, daß diese Rheinbrük- 
ke tatsächlich zweigleisig wird? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Knittel 
vom 7. Juli 1988 

Die im Jahre 1946 errichtete eingleisige Eisenbahnbrücke über den Rhein 
bei Karlsruhe -Maxau muß aus Sicherheitsgründen unverzüglich erneuert 
werden. Eingehende Untersuchungen bestätigen, daß für den Fern- und 
Nahverkehr der Deutschen , Bundesbahn auch unter Berücksichtigung 
zukünftiger Entwicklungen ein eingleisiges Brückenbauwerk ausreicht. 
Dem Planfeststellungsverfahren liegt daher der Neubau eines eingleisi- 
gen Brückenbauwerks zugrunde, für das die Finanzierung gesichert ist. 
In die notwendige Instandsetzung von Strompfeüer und Widerlager wer- 
den jedoch vorbereitende bauliche Maßnahmen für einen eventuellen 
späteren zweigleisigen Ausbau der Brücke einbezogen. 


51. Abgeordneter 
Weiss 
(München) 

(DIE GRÜNEN) 


52. Abgeordnete 

Frau 

Brahmst-Rock 

(DIE GRÜNEN) 


Welche Streckenführung und welche Anbin- 
dung der Flughäfen oder Innenstädte in Ham- 
burg und Hannover (Anfahrt bis zum Flughafen 
bzw. Hauptbahnhof, Autobahnanschluß oder 
Stadtrand) sehen die bisherigen Planungen für 
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die Magnetschwebebahnanwendungsstrecke im 
Einzelnen vor, und ist, falls die Innenstädte nicht 
an gefahren werden sollen, die Anbindung an 
das jeweilige ÖPNV-Netz vorgesehen? 


53. Abgeordnete 

Frau 

Brahmst-Rock 

(DIE GRÜNEN) 


Mit welchen privaten, Lufthansa- und DB-Antei- 
len und in welcher Rechts- und Gesellschafts- 
form ist der Betrieb der Magnetschwebebahnan- 
wendungsstrecke derzeitig geplant, und in wel- 
cher Höhe und Form werden entsprechend die 
künftigen Fahrtarife und Fahrtangebote (Takt- 
verkehr) festgelegt werden? 


54. Abgeordnete 

Frau 

Brahmst-Rock 

(DIE GRÜNEN) 


Mit welchen Anteilen an privaten und öffentli- 
chen Geldern (in welcher Höhe und aus welchen 
öffentlichen Haushaltstiteln) wird die Magnet- 
schwebebahnanwendungsstrecke bezüglich der 
Planung, Fahrzeuge und des Fahrwegebaus 
nach den bisherigen Vorstellungen finanziert 
werden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Knittel 
vom 8. Juli 1988 

Im Rahmen der unter Federführung des Bundesministers für Forschung 
und Technologie durchgeführten Untersuchungen zur Studie „Einsatzfel- 
der neuer Schnellbahnsysteme" wurde für die Relation Hamburg — Han- 
nover eine Streckenführung mit Haltepunkten in Hamburg Hauptbahn- 
hof, Hamburg Süd, Flughafen Hannover-Langenhagen und Hannover- 
Hauptbahnhof vorgesehen. Eine konkrete Aussage über Streckenfüh- 
rung, Haltepunkte und die Verknüpfung mit den übrigen Verkehrsträ- 
gern ist jedoch erst nach dem Abschluß vertiefender Untersuchungen 
-voraussichtlich Ende 1989- möglich. Dies güt ebenso hinsichtlich der 
von Ihnen angesprochenen Rechtsfragen der Finanzierung sowie der 
Einzelheiten der Betriebsabwicklung. 


55. Abgeordneter 

Jung 

(Limburg) 

(CDU/CSU) 


Nach welchen Kriterien werden die Strecken der 
Deutschen Bundesbahn für den Einsatz der neu- 
en Triebwagen auf der technischen Grundlage 
des in Italien entwickelten „Pendolino" ausge- 
sucht, und teüt die Bundesregierung die Auffas- 
sung, daß dieser Triebwagen auf der Lahntal- 
strecke von Koblenz über Limburg nach Gießen 
zum Einsatz kommen könnte? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Knittel 
vom 7. Juli 1988 


Seit Mitte des Jahres 1987 haben mehrfach auf verschiedenen Strecken 
der Deutschen Bundesbahn Testfahrten mit dem „Pendolino" stattge- 
funden. 

Diese Fahrten haben gezeigt, daß es unter Einsatz moderner Fahrzeug- 
technik möglich ist, ohne Elektrifizierung und Streckenausbau die Fahr- 
zeiten erheblich zu verkürzen. Dabei handelt es sich allerdings um 
neueste Ergebnisse, deren Umsetzung gerade erst beginnen kann. Im 
Rahmen einer Gesamtkonzeption für Nordost-Bayem sollen derzeit strek- 
kenspezifische Erkenntnisse für den Einsatz dieser Fahrzeuge gewonnen 
werden. 
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Auf der Grundlage dieser Erkenntnisse können dann in einem nächsten 
Schritt weitere Strecken, wie zum Beispiel die Verbindung Koblenz — 
Limburg — Gießen, in die Überlegungen einbezogen werden. 


56. Abgeordneter 
Kalisch 
(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung ausschließen, daß die 
beabsichtigte Öffnung des Kraftfahrzeug-Prüf- 
marktes für Organisationen freier Sachverständi- 
ger nicht dazu führt, daß der Wettbewerb über 
die Qualität der Prüfungen ausgetragen werden 
könnte? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Knittel 
vom 8. Juli 1988 

Die Qualität der Untersuchungen soll dadurch sichergestellt werden, daß 
in der beabsichtigten Änderungsverordnung zur Straßenverkehrs-Zulas- 
sungs-Ordnung, mit der die Öffnung der technischen Fahrzeugüberwa- 
chung für die freiberuflichen Kraftfahrzeug-Sachverständigen erfolgen 
soll, Anforderungen an Prüforganisationen und Prüftätigkeit festgelegt 
werden. Im übrigen besteht schon jetzt eine Konkurrenz zwischen den 
staatlichen Technischen Prüfstellen und den Technischen Prüfstellen der 
Technischen Überwachungsvereine auf der einen Seite und den bereits 
anerkannten Organisationen auf der anderen Seite, insbesondere der 
Freiwilligen Kraftfahrzeug-Überwachung, der Technischen Überwa- 
chungsvereine und dem Deutschen Kraftfahrzeug- Üb erwachungs verein. 
Nachteilige Auswirkungen auf die Qualität der Untersuchungen sind 
nicht bekanntgeworden. 


57. Abgeordneter 
Kalisch 
(CDU/CSU) 


Ist die beabsichtigte Einrichtung neuer amtlicher 
Kontrollstellen für die künftig zuzulassenden Or- 
ganisationen freier Sachverständiger mit dem 
Programm der Bundesregierung zur Entbürokra- 
tisierung vereinbar? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Knittel 
vom 8. Juli 1988 

Die Schaffung neuer amtlicher Kontrollstellen für die künftig zuzulassen- 
den Organisationen der freiberuflichen Kraftfahrzeug-Sachverständigen 
ist nicht beabsichtigt. Die Aufsicht wird von den Landesbehörden ausge- 
übt, denen schon jetzt die Aufsicht über die bereits bestehenden Organi- 
sationen obliegt. Den Verwaltungsaufwand bei diesen Behörden, der 
durch die neuen Organisationen voraussichtlich in gewissem Umfang 
steigen wird, muß man in Beziehung setzen zum politischen Ziel der 
Öffnung der Technischen Kraftfahrzeug- Überwachung für die freiberuf- 
lichen Kraftfahrzeug- Sachverständigen und der dadurch erreichten kun- 
denfreundlichen Ausgestaltung der Prüftätigkeit, in dem man den Fahr- 
zeughaltern durch die Zulassung weiterer Organisationen Alternativen 
zu den Untersuchungen bei den Technischen Prüfstellen zur Verfügung 
stellt. Außerdem geht es bei der Zulassung der freiberuflichen Sachver- 
ständigen um den Abbau von Wettbewerbsnachteilen, die sie gegenüber 
den bestehenden Organisationen haben. Das Vorhaben ist daher auch 
ein Beitrag zur Entbürokratisierung und in den beiden Berichten der 
Bundesregierung zur Entbürokratisierung aufgeführt (vgl. lfd. Nr. 109 
bzw. 9.14). 
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58. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung die Gefahr der Wett- 

Kalisch bewerbsnachteile für die jetzt tätigen Überwa- 

(CDU/CSU) chungsorganisationen, die im Gegensatz zu den 

Organisationen freier Sachverständiger mit be- 
stimmten Auflagen belastet sind, z. B. Vorhal- 
tung eines flächendeckenden Netzes von Prüf- 
stellen, hohe Pensionsrückstellungen für die Mit- 
arbeiter, Kontrahierungszwang? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Knittel 
vom 8. Juli 1988 

Trotz der Öffnung der Technischen Kraftfahrzeug-Überwachung für die 
freiberuflichen Kraftfahrzeug-Sachverständigen soll weiterhin eine flä- 
chendeckende Versorgung durch die Technischen Prüfstellen, die der 
Betriebspflicht und dem Kontrahierungszwang unterliegen, gewährlei- 
stet bleiben. Die Technischen Prüfstellen sollen deshalb in ihrem wesent- 
lichen Bestand geschützt werden. 


59. Abgeordnete 

Frau 

Schilling 

(DIE GRÜNEN) 


In welcher Weise wurden bzw. werden ähnlich 
wie bei der israelischen Fluggesellschaft El AL 
gegebenenfalls, außer Mitarbeitern auch Passa- 
giere der Lufthansa sicherheitsbehördlich über- 
prüft? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Knittel 
vom 7. Juli F988 

Eine sicherheitsbehördliche Überprüfung (Polizei, Verfassungsschutz) 
der Passagiere der Deutschen Lufthansa findet nicht statt. 


60. Abgeordnete 

Frau 

Saibold 

(DIE GRÜNEN) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß das Deut- 
sche Reisebüro DER - beispielsweise Niederlas- 
sung Aachen - per Rundschreiben an seine Kun- 
den/Kundinnen für Reisen nach Südafrika wirbt, 
und wie vereinbart sich diese Tatsache mit der 
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Schulte auf die Frage des Abgeordneten 
Weiss (München) vom 2. Dezember 1987, derzu- 
folge nur „in Einzelfällen und auf Kundeninitiati- 
ve " solche Reisen angeboten werden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Knittel 
vom 8. Juli 1988 

Der Bundesregierung ist die Werbung der Niederlassung Aachen des 
Deutschen Reisebüros (DER) für Reisen nach Südafrika nicht bekannt. 
Der geschilderte Fall ist jedoch mit dem vergleichbar, der seinerzeit der 
Anfrage des Abgeordneten Weiss (München) zugrunde lag. Die hierzu in 
der 45. Sitzung des Deutschen Bundestages am 2. Dezember 1987 erteüte 
Antwort güt daher sinngemäß auch für Ihre Anfrage. 

Nach Auskunft der Deutschen Bundesbahn werben Örtliche DER-Reise- 
büros gelegentlich in eigener Initiative dann für Gruppenreisen, wenn 
ein Kreis von Interessenten besteht, er aber nicht ausreicht, eine Reise- 
gruppe zu bilden. Bei der geringen Zahl dieser Gruppenreisen und dem 
kleinen Teilnehmerkreis kann darin eine Unterstützung des Apartheidre- 
gimes nicht gesehen werden. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


61. Abgeordneter 

Oostergetelo 

(SPD) 


Wo soll das nach der Entseuchung der Molke in 
Lingen herausgefilterte hochradioaktive Kon- 
zentrat bleiben? 


Antwort des Staatssekretärs Stroetmann 
vom 5. Juli 1988 

Es ist vorgesehen, das abgetrennte Cäsium in der Landessammelstelle 
Steyerberg/Niedersachsen zwischenzulagern und es später in das 
geplante Endlager Konrad zu verbringen. 


62. Abgeordneter Gilt die Antwort der Bundesregierung vom 

Oostergetelo 19. April 1988 auf die mündliche Frage des Ab- 

(SPD) geordneten Graf weiterhin, daß die Püot- und 

Großanlage nach Abschluß der Dekontaminie- 
rungsarbeiten unverzüglich abgebaut wird, oder 
ist an eine kontinuierliche und für den Notfall in 
Lingen stationierte Anlage zur Dekontaminie- 
rung anderer auch radioaktiv verseuchter Güter 
gedacht? 

Antwort des Staatssekretärs Stroetmann 
vom 5. Juli 1988 

Unverändert güt, daß Pilotanlage und Großanlage unverzüglich nach 
Abschluß der Dekontaminierungsarbeiten abgebaut und aus Lingen 
ab transportiert werden. 


63. Abgeordneter 

Oostergetelo 

(SPD) 


Wie hoch werden die Endkosten für die Entseu- 
chung der Molke heute eingeschätzt? 


Antwort des Staatssekretärs Stroetmann 
vom 5. Juli 1988 

Entsprechend der Vorlage des Bundesministers der Finanzen an den 
Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages werden die Kosten für 
die Dekontaminierung des Molkepulvers auf insgesamt rund 39 Millio- 
nen DM geschätzt. Hierbei nicht berücksichtigt sind die möglichen 
Erlöse, z. B. aus dem Verkauf der beiden Anlagen. 


64. Abgeordneter 

Oostergetelo 

(SPD) 


Wo gedenkt die Bundesregierung die zur Finan- 
zierung des Gesamtprojektes noch fehlenden 
Gelder in Höhe von 28,7 Millionen DM im Bun- 
deshaushalt 1989 zu veranschlagen? 


Antwort des Staatssekretärs Stroetmann 
vom 5. Juli 1988 

Die Kosten werden im Haushalt des Bundesministers für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit (Einzelplan 16) veranschlagt. 
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65. Abgeordneter 

Dr. Wernitz 

(SPD) 


Antwort des Staatssekretärs Stroetmann 
vom 11. Juli 1988 

Ein von Bundesminister Dr. Töpfer initiiertes internationales wissen- 
schaftliches Symposium hat sich am 23724. Juni 1988 in Bonn eingehend 
mit der Problematik des Seehundsterbens befaßt und hinsichtlich der 
Ursachentheorien u. a. festgestellt: 

- Eindeutige Beweise für die Ursachen bzw. den Ursachenkomplex und 
den tödlichen Verlauf des Seehundsterbens gibt es bisher nicht, aber 
eine Beteiligung von Viren ist wahrscheinlich. 

- Wahrscheinlichste Theorie ist bisher: Virusinfektion - gefolgt von 
bakterieller Infektion und Lungenentzündung - Tod bzw. Frühgeburt 
bei tragenden Tieren. 

- Andere Theorien sind weniger plausibel. 

Demnach liegen keine Anhaltspunkte für einen direkten Zusammenhang 
der Epidemie mit versenkten chemischen Kampfstoffen vor. Die allge- 
meine Schadstoffbelastung in Nord- und Ostsee hat allerdings nachweis- 
lich negative Auswirkungen auf Reproduktiönsrate und Kondition der 
Seehunde. Ob und inwieweit hieran auch versenkte chemische Kampf- 
stoffe einen Anteü haben, ist nicht bekannt. 

Die Bundesregierung verfügt nicht über abschließende Informationen 
darüber, welche Institute bzw. Anstalten sich mit wieviel Mitarbeitern mit 
der Erforschung des „Robbensterbens" befassen. Die Resonanz und Mit- 
arbeit verschiedener internationaler wissenschaftlicher Stellen am oben 
genanntem Symposium läßt jedoch vermuten, daß sehr unterschiedliche 
Forschungsbereiche an zahlreichen Stellen die mit dem Komplex zusam- 
menhängenden Fragen bearbeiten. 

Wann wurden die (bekannten) Lagerstätten von 
chemischen Kampfstoffen aus dem letzten Krieg 
zuletzt zuverlässig darauf untersucht, ob die La- 
gerbehälter nach wie vor dicht sind, und wie 
viele chemische Kampfstoffe die - unabhängig 
vom Ursprungsland - in der Nord- und Ostsee 
versenkt wurden, sind seit 1979/1980 gehoben 
und unschädlich gemacht worden? 

Welche Anstrengungen wurden seit 1979/1980 
- seitens der Bundesrepublik Deutschland und 
international abgestimmt - unternommen, um 
neue, bisher unbekannte Lagerstätten von che- 
mischen Kampfstoffen in Nord- und Ostsee aus- 
findig zu machen? 

Antwort des Staatssekretärs Stroetmann 
vom 11. Juli 1988 

Mit der Drucksache 10/3293 vom 6. Mai 1985 hat die Bundesregierung 
auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten Sauermilch und der Fraktion 
DIE GRÜNEN ausführlich zum Thema Giftgas in der Ostsee geantwortet. 
Auf diese Drucksache und speziell auf die dort erteüten Antworten zu 
Fragen 3 und 15 wird verwiesen. 


66. Abgeordneter 

Dr. Wernitz 

(SPD) 


67. Abgeordneter 

Dr. Wernitz 

(SPD) 


Welche Hinweise liegen der Bundesregierung 
vor, die einen Zusammenhang des „ Robbenster- 
bens " in Nord- und Ostsee mit den im Meerbo- 
den versenkten chemischen Kampfstoffen (Senf- 
gas, Tabun, Phosgen etc.) ausschließen, und wel- 
che Institute bzw. Anstalten (öffentliche und pri- 
vate) sind bei wieviel Mitarbeitern mit der Erfor- 
schung des „ Robbensterbens " befaßt? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 

68. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, das Reichs- 

Dr. Klejdzinski heimstättengesetz aufzuheben bzw. in der gel- 

(SPD) tenden Fassung vom 24. November 1937 zu än- 

dern? 


69. Abgeordneter Wenn wieder ein Gesetzesbedarf besteht, wes- 

Dr. Klejdzinski halb wird nicht die ursprüngliche Form des Ge- 

(SPD) setzes vom 10. Mai 1920 wieder eingeführt? 

Antwort des Staatssekretärs von Loewenich 
vom 11. Juli 1988 

Durch das Steuerreformgesetz 1990 werden die Vorschriften der §§34 
und 35 Reichsheimstättengesetz (RHG) über Gebühren- und Steuerver- 
günstigungen aufgehoben. 

Im übrigen beabsichtigt die Bundesregierung derzeit nicht, das RHG zu 
ändern oder aufzuheben. 

70. Abgeordneter Hält die Bundesregierung Formulierungen wie 

Dr. Klejdzinski im Artikel 2 § 2 des Reichsheimstättengesetzes 

(SPD) vom 24, November 1937 für die Rechtspflege in 

der heutigen Zeit noch für angemessen? 

71. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 

Dr. Klejdzinski daß Artikel 3 eine Diskriminierung von einzel- 

(SPD) nen Bevölkerungsgruppen beinhaltet und allein 

deswegen geändert werden muß? 

Antwort des Staatssekretärs von Loewenich 
vom 11. Juli 1988 

§ 2 Satz 1 Reichsheimstättengesetz (RHG) ist nach Auffassung der Bun- 
desregierung durch die Aufhebung des Reichsbürgergesetzes gegen- 
standslos geworden. Darauf hat der Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtbau bereits in einem im Bundesbaublatt veröffent- 
lichten Schreiben vom 23. Oktober 1959 an den Niedersächsischen Mini- 
ster für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte hingewiesen 
(BBauBl 1959 S. 591). Dieser Auffassung hat sich das Oberlandesgericht 
Hamm in einem Beschluß vom 21. Juli 1961 (GWW 1961 S. 398) ange- 
schlossen. 

Die Vorschrift des § 2 Satz 2 RHG über die bevorzugte Berücksichtigung 
bestimmter Personen bei der Vergabe von Heimstätten ist in der Praxis 
gegenstandslos. 

Eine Änderung des RHG allein wegen der Vorschrift des § 2 hält die 
Bundesregierung aus den dargelegten Gründen nicht für erforderlich. 

72. Abgeordneter Welche Zinserhöhungen für Wohnungsfürsorge- 

Müntefering mittel bei den nach 1970 geförderten Eigentums- 

(SPD) maßnahmen beabsichtigt die Bundesregierung 

mit ihren Vorbereitungen zur Änderung des 
§ 87 a II. WoBauG, und wann gedenkt sie, nach 
der Gesetzesänderung eine Rechtsverordnung 
zur Zinserhöhung zu erlassen? 


33 



Drucksache 11/2673 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Antwort des Staatssekretärs von Loewenich 
vom 13. Juli 1988 

Die Bundesregierung hat am 7. Juli 1988 den Entwurf eines Haushaltsbe- 
gleitgesetzes 1989 beschlossen; sie wird das parlamentarische Gesetzge- 
bungsverfahren unverzüglich einleiten. Das Gesetz soll am 1. Januar 
1989 in Kraft treten. 

Nach Artikel 4 des Entwurfs soll § 87 a Abs. 5 des Zweiten Wohnungsbau- 
gesetzes durch Einfügung eines neuen Satzes 2 ergänzt werden. Er 
enthält eine Ermächtigung zur Anhebung der Zinsen von bisher 0 v. H. 
bis 1 v. H. auf bis zu 4,5 v. H. bei mit Wohnungsfürsorgemitteln geförder- 
ten Familienheimen und Eigentumswohnungen für die Förderjahrgänge 
1970 bis 1977. Ziel der Bestimmung ist eine Gleichbehandlung mit den 
übrigen Förderjahrgängen sowie mit Mietwohnungen der Wohnungsfür- 
sorge des Bundes. 

Der Entwurf einer entsprechenden Rechtsverordnung wird zur Zeit erar- 
beitet. Die Rechtsverordnung soll alsbald nach dem Inkrafttreten des 
Gesetzes wirksam werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Forschung 
und Technologie 


73. Abgeordneter 

Fischer 

(Homburg) 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung den Bericht der Zei- 
tung „infosat, Heft 4, Ausgabe 4-5/88, 2. Jahr- 
gang“ bestätigen, demzufolge das französische 
Verteidigungsministerium auf jedem France Te- 
lecom Satelliten militärische Nutzlast mit Ariane- 
Raketen in den Weltraum transportiert? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Ziller 
vom 7. Juli 1988 


Die Satellitenserie Telecom 1, deren Erststart bereits im August 1984 
erfolgte, ist ein nationales französisches Fernmeldesatellitenprogramm, 
das ausschließlich der Nachrichtenübermittlung dient. Ein Teil der Kapa- 
zität wird vom französischen Verteidigungsministerium genutzt. 


74. Abgeordneter 

Fischer 

(Homburg) 

(SPD) 


Wenn ja, wie bewertet die Bundesregierung die- 
se Aktivitäten vor dem Hintergrund, daß nach 
den ESA-Statuten alle Weltraumprogramme nur 
friedlichen Zwecken (for peaceful purposes only) 
dienen dürfen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Ziller 
vom 7. Juli 1988 


Die Telecom-Starts mit der „Ariane“ werden nicht von der ESA, sondern 
wie alle Ariane-Starts weltweit von der Firma Arianespace angeboten. Es 
handelt sich dabei um ein privatwirtschaftliches Unternehmen französi- 
schen Rechts. Anteilseigener dieser Firma sind Unternehmen der Raum- 
fahrtindustrie und Banken aus Belgien, Dänemark, Bundesrepublik 
Deutschland, Frankreich, Großbritannien, Irland, Italien, Niederlande, 
Schweden, der Schweiz und Spanien. 


75. Abgeordneter 

Fischer 

(Homburg) 

(SPD) 


Welche Vorkehrungen beabsichtigt die Bundes- 
regierung zu treffen, um zu verhindern, daß die 
ESA-Programme militärisch genutzt werden? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Zitier 
vom 7. Juli 1988 

Im Rahmen von ESA-Programmen werden, wie dies die ESA-Konvention 
vorschreibt, ausschließlich friedliche Zwecke verfolgt. Für die Bundesre- 
gierung besteht daher kein Anlaß zu weiteren Vorkehrungen. 


76. Abgeordneter 

Fischer 

(Homburg) 

(SPD) 


Wie gedenkt die Bundesregierung die aus- 
schließlich friedliche Nutzung von Columbus zu 
sichern, wenn eine einseitige Erklärung der be- 
teiligten Staaten ausreicht, daß ein bestimmtes 
Experiment friedlichen Zwecken dient? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Zitier 
vom 7. Juli 1988 


Das vorgesehene vierseitige Übereinkommen über die Internationale 
Raumstation zwischen den Regierungen der USA, von Mitgliedstaaten 
der ESA, Japans und Kanadas bestimmt, daß jeder Vertragspartner bei 
der Nutzung des von ihm beigestellten Elements entscheidet, ob die 
geplante Nutzung mit seiner Auffassung vom Begriff „friedlich" überein- 
stimmt. Daher können nur die Europäer gemeinsam, also kein einzelner 
Staat über die Nutzung der Columbus-Elemente entscheiden. Damit ist 
die ausschließlich friedliche Nutzung der Columbus-Elemente im Sinne 
der ESA-Konvention gesichert. 


Ist der Bundesregierung ein derzeit im Auftrag 
des Schweizerischen Bundesamtes für Energie- 
wirtschaft laufendes Forschungsprojekt bekannt, 
Lärmschutzwälle bzw. -wände am Straßen- und 
Schienennetz durch Anbringen von Photo- 
paneels auch zur Erzeugung von Sonnenenergie 
zu nutzen? 

Antwort des Bundesministers Dr. Riesenhuber 
vom 14. Juli 1988 

Das in der Frage angesprochene Forschungsprojekt ist der Bundesregie- 
rung nicht bekannt. Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß die platzmä- 
ßige Unterbringung von Photopaneelen, die die Sonnenenergie zur 
Erzeugung von Strom nutzen, derzeit kein Engpaß bei der Solarenergie- 
nutzung ist. 

78. Abgeordneter Können sich hier auch nach Auffassung der Bun- 

Dr. Langner desregierung Perspektiven für einen großflächi- 

(CDU/CSU) gen und kostengünstigen Einsatz von Solaranla- 

gen auftun? 

Antwort des Bundesministers Dr. Riesenhuber 
vom 14. Juli 1988 

Nach Informationen der Bundesregierung betrug die entlang der Bundes- 
autobahnen und Bundesstraßen in Form von Lärmschutzwänden Ende 
1987 vorhandene Fläche rund 2,2 Millionen m 2 ). 

Angesichts der bestehenden Kostensituation bei der Photovoltaik und der 
sich daraus ergebenden Stromgestehungskosten in Höhe von rund 
2,00 DM/kWh bis 3,50 DM/kWh ist ein großflächiger und kostengünsti- 
ger Einsatz derzeit nicht gegeben. Erst eine nachhaltige Kostenreduktion 
verbunden mit einer optisch ansprechenden Integration könnte eine 
entsprechende Perspektive eröffnen. 


77. Abgeordneter 

Dr. Langner 

(CDU/CSU) 
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79. Abgeordneter Gibt es in der Bundesrepublik Deutschland ähn- 

Dr. Langner liehe Forschungsprojekte bzw. bestehen Überle- 

(CDU/CSU) gungen seitens der Bundesregierung, solche 

Forschungsarbeiten zu initiieren oder zu unter- 
stützen? 

Antwort des Bundesministers Dr. Riesenhuber 
vom 14. Juli 1988 

Der Bundesregierung sind Überlegungen bekannt, die Beleuchtung des 
Autobahntunnels Rendsburg mit photovoltaischen Anlagen auszurüsten. 
Versuchsweise soll hierzu auch die Fläche von Lärmschutzwänden mit 
Solarpaneelen belegt werden. 

Ziel sollte es sein, praktische Erfahrungen beim Verbundbetrieb von 
Photovoltaik mit einer bestehenden Notstromanlage als auch hinsichtlich 
der Verschmutzung der Solarpaneele durch den Verkehrsfluß zu er- 
halten. 


Geschäftsbereich des Bundesministers 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit 


Wie beurteilt die Bundesregierung die mit ihrer 
Polizeihilfe an Guatemala angestrebten Demo- 
kratisierungsfortschritte angesichts des An- 
schlags auf die Büros der guatemaltekischen Zei- 
tung „La Epoca" und der guatemaltekischen 
Nachrichtenagentur ACEN-SIAG durch schwer 
bewaffnete und vermummte Männer am 10. Juni 
1988, und welche Folgerungen hat sie hieraus 
für die Polizeihilfe gezogen? 


Antwort des Bundesministers Klein 
vom 14. Juli 1988 

Für die in der Frage erwähnten Vorfälle sind regierungsfeindliche rechts- 
extreme Kräfte verantwortlich. Wenn sich derartige Kräfte - noch dazu 
mit verbrecherischen Mitteln- der Demokratisierung entgegenstellen, 
kann dies nicht zur Folge haben, die Bemühungen um demokratische 
Entwicklung aufzugeben, die ein langfristiger gesamtpolitischer und 
gesellschaftlicher Prozeß ist. Die deutsche Polizeihüfe für Guatemala 
dient unverändert der Förderung dieses Prozesses. 


80. Abgeordneter 
Volmer 
(DIE GRÜNEN) 


Bonn, den 15. Juü 1988 
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